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Gewerkschaftliche Solidarität.
Die internationale Verbindung der Gewerkschaf¬

ten ist in Deutschland von dei: Gewerkschaften sehr

ernst genommen 'worden. Vor fast einein Viertel-

jabrhnndert haben sie das zum ersten Male glanzvoll
bewiesen, als sie bei dcr großen Bewegung der engli¬
schen Maschinenbauer sehr reiche Unterstützungen über

den Kanal sandten. Schon vorher, so beim Londoner

Dockarbeitcrstreik, haben die dentschen Gewerkschaften
gezeigt, daß sie nicht nnr mit dein Munde nnd in

Zeitungsartikeln die Jnternationalität priesen, son¬
dern daß sie bereit waren, sie zn festigen dnrch opfer¬
freudiges Eingreifen. Sic haben die gewerkschaftliche
Jnternationalität nicht unter den: kanf -

inännischen Gcsichtspu nk tedcs Konto¬

korrents beHandel t, wonach nach einer,' wenn

auch geraumen Zeit der Abschluß dcr Sollseite mit

dem Abschluß der Habenseite zusammenfallen mnß.
Die deutschen Gewerkschaften haben trotz der Spärlich¬
keit der Unterstütznngen, die für ihre eigenen großen
Lohntampfe aus dein Auslande kamen ^ so beim

großcn Bnchdrnckerstreik, so beim Hasenarbeitcrstreik
in Hamburg, so bei der Eriinmitschalier Bewegung —,

ihre Bereitwilligkeit, init sinanziellen und moralischen
Leistungen bei großen Arbeiterkämpfen im Auslande

einzugreifen, immer wieder gesteigert. Sie haben
durch die internationalen Berufssekretariate innerhalb
der internationalen Verbindung der VeriifSgrstpven
reiche Aufwendungen gemachte fie haben a«Ä als Ge-

samthcit Riefcnsuminen aufgebracht für fremde Lohn¬
bewegungen. Einen Höhepunkt in dieser praktischen
internationalen Arbeit erreichten sie mit der Unter¬

stützung ihrer schwedischen Arbeitsbrüder und Arbeits-

schivcstcrn in der letzten gewaltigen Generalaus-

fperrnng im Jahre 1W9.

Keine Bernfsgruppe und kein Land, in das nicht
Unterstützungen aus den Kassen oder aus Sammlun¬

gen deutscher Gewerkschaften geflossen sind! Kein
Land aber auch, das sich hinsichtlich dieser Leistungen
auch nur iin entferntesten init Deutschlands Gewerk¬

schaften vergleichen ließ. Weder der Abstand der

Leistungen der anderen Gewerkschaften, noch die Ge¬

ringfügigkeit der Summen, die den dentschen Ge¬

werkschaften aus dem Auslande bei eigenen großen
Lohnkämpfen zugeslossen sind, hat irgendwie die

Freudigkeit des Gebens nnd die Bereitwilligkeit zur

Unterstützung bei den deutschen Gewerkschaftcn unter¬

bunden. Die einzige Anerkennung, die sichtbar den

deutschen Gewerkschaften für diese großen Beweise ge¬

werkschaftlicher Solidarität zuteil wnrde, bestand in
der Uebertragung des Sitzes fast aller internationaler

Gewerkschaftssekretariate an die Zentralsitze der deut¬

schen Gcwerkschaftsverbände.
Der Kricg, der auf allen Gebieten, selbst ans

rein geistigen, zu einer Krise dcs Internationalismus
geführt hat, hat bei vereinzelten deutschen Gewerk¬

schaftern nus Anlaß der Mißstimmung über die Hal¬
tung fremder Organisationen zn Deutschland nnd auch
zur deutschen Arbeiterbewegung Erwägungen veran¬

laßt über die E i n s e i t i g k e i t deutscher gewerkschaft¬
licher Jnternationalität und über die Mängel der

internationalen Hilfsbereitschaft bei den Gewerkschaf¬
ten des Auslandes. Zum ersten Male begann man

nachzurechnen, was die deutschen Gewerkschafter ge¬

leistet haben, wie wenig man ihncn dafür als Ent-

gelt gesandt hat und wie wenig Dankbarkeit man

ihnen erwies in den schweren Zeiten, die auch dcr

Arbeiterbewegung Deutschlands der Weltkrieg ge¬

bracht hat.
Diefe Rechnung läßt sich aber nicht so c i n -

fach übersehen wie die Einzahlungen
und die Entnahmen uns einem Bank¬

guthaben. Jn der gewerkschaftlichen Solidarität,
im Jnlande wie im Auslande, spielen bei aller hohen
Wertung der Solidarität und der Selbstlosigkeit doch
auch andere schwer wägbare, für die ^Gewerkschaften
sehr bedeutungsvolle Erwägungen niit. Die Gewerk¬

schaften suchen eine Hinnnterdrücknng der Lebenslage
dcr Arbeiter zu verhindern. Je mehr de'st. Arbeitern
und Arbeiterinnen wie ihren Organisationen die Tat¬

sachen und die Bedingungen der Weltwirtschaft zum

Bewußtsein gekommen sind, desto stärker haben sie

empfunden, daß, die Sache der Arbeiter eines Landes

von der der Arbeiter der anderen Länder nicht ge¬

trennt wcrden darf, desto klarer haben sie erkannt,

daß der Erfolg eines grohen Vorstoßes der Untcr-

nehmerorganisation gegen die Arbeiter, wo er auch in

Erscheinung trete, eine allgemeine Sache der Arbeiter¬

schaft und nicht bloß dic der direkt beteiligten sei.
Aus dieser Erkenntnis heraus ist das Prinzip

der lokalen Gewerkschastsorganisation in Teutschland
überwunden worden von der zentralen Organisation.
Das hatte seine großen Schwierigkeiten dort, wo die

lokalen Organisationen vor allein in Berlin zu eigener
Stärke gediehen waren, wo die Möglichkeit gegeben
war, daß alle in dem gewerkschaftlichen Zentrum auf¬

gebrachten Geldmittel für die Arbeiter dieser lokalen

Organisation verwendet werdcn können. Aber znletzt
erkannte man doch, daß dies kein Vorteil war, daß die

Arbeiter aus den schlechten Lohngcbieten in das Ge¬

biet der kräftigen lokalen Organisationeil hinein¬
drängten, dor't die erzielten gewerkschaftlichen Erfolge

durch das Massenangebot von Arbeitskraft in Frage
stellten und die Aussichten künftiger Kämpfe ver¬

schlechterten. So siegte auf dcr ganzen Linie in

Deutschland die zentrale Organisation, scheinbar zum

Schaden der Arbeiter in den großen Städten, von

deren Beiträgen jetzt sehr viel für kleine Orte ver¬

wendet wurde/ Aber darüber herrscht en keiner Groß¬

stadt Unzufriedenheit, .denn mast erkannte/ daß die

Lohnkämpfe in den kleinen Orten den Arbeitern und

Arbeiterinnen, der großen Städte nützten, dsfz. He-dis
Abwanderung nach ihnen verlaugsarttten oder gar zum

Versiegen brachten, das Arbeitsangebot in den Groß¬
städten nicht mehr sprunghast wachsen ließen und da¬

mit Hemmungen für dieAnfwärtsdewegungdör Ar¬

beiter in den Großstädten aufhöben.
,^ Dieses Durchsetzen der zentralen Organisation,

diese Erkenntnis ihrer Vorteile sür.alle Arbeiter., auch
fiir die, denen man den Nutzen nicht sofort rechnerisch
erweisen konnte, ist einer der bedentlingsvollen Vor¬

züge der deutschen Gewerkschaftsbewegung. Hier
zeigt sich natürlich nicht allein/ aber doch auch nicht in

letzter Linie der große' Vorsprung der deutschen Ge¬

werkschaften von den Abbeitcrorgänisationen des Aus¬

landes, vor allem auch vor den englischen'Trade
Unions, die weit hinter den deutschen Gewerkschaften
hinsichtlich der Zentralisierung und auch in bezug auf
die Gelenkigkeit der Beschlußfassung und im besonde¬
ren auch ans die finanzielle Entscheidung hinter den

deutschen Gewerkschaften zurückstehen. Aus mannig¬
fachen anderen Gründen stehen, von den österreichi¬
schen Gewerkschaften abgesehen, alle anderen fach-
gcwcrklichen Arbeiterorganisationen, insbesondere auch
die französischen und die belgischen, stärk hinter den

hervorragend ansgebildeten deutschen Gewerkschaften
weit zurück. Die deutschen Gewerkschaften haben mich
cine bessere wirtschaftliche Durchbildung ihrer Mit¬

glieder erreicht, so daß diesen die Bedeutung weltwirt¬

schaftlicher Zusammenhänge fiir die Arbeiter nicht so
fremd blieb wie den Arbeitern anderer Länder. Diese
stärkere ökonomische Durchbildung der Mitglieder
der deutschen Gewerkschaften ist znm Teil aus der

hunderttausendfachen Personalunion des deutschen
Sozialdemokraten nnd des deutschen Gewerkschafters
zu erklären.

So ist es neben der Solidarität die vertiefte
Auffassung, der Jnternationalität,
dic die deutschen Gewerkschaften zn hohen materiellen

Leistungen für bedrohte Schwcstcrorganisationen im

Auslande geführt hat. Auch rein wirtschaftliche, im

Jntcrcssenkreis der deutschen Gewerkschaften liegende
Erwägungen habcn zu diesen Lcistungcn angeregt.
Es war ein Interesse und bleibt ein Interesse der

deutschen Arbeiterbewegung, die Niederringung von

Arbeitern auch durch ein ausländisches Unternehmer¬
tum zn stören und womöglich zu verhindern. Nicht
nur innerhalb ihres eigenen Wirtschaftsgebietes, son¬
dern in der weiten Weltwirtschaft suchen die Gewerk¬

schaften die - Arbcitsverhältnisse der verschiedenen
Länder einander in der Richtung zn den fort¬
geschrittensten Arbeitsbedingungen anzunähern. Da¬

durch soll das Schwergewicht, vermindert werden, das

sich dein Anfwärtsstreben hochgestellter Arbciter-

schichten, wie der deutschen, entgegenstellt.

So sind es wichtigc Interessen auch der deutschen
Gcwcrkschaftsbcwcgnng, die znr praktischen Soli¬

darität dcr Gewerkschaften fiihrcn. Es muß cin

stolzcS Gefühl fein, anderen reichlich zu helfen und

dabei sich und seinen Berussgenossen ini eigenen
Lande, ohne daß der einzelne sich dessen bewnßt zu

sein braucht, zu nützen.
Die Verbreitung dieser Kenntnisse inuß das

Selbstbewußtsein der Gewerkschaften starken, ihren
wirtschaftlichen Gesichtskreis ausweiten und sic mit

höherein Selbstgefühl erfüllen, als die Feststellung
offener Rechnungsposten in irgendeinem gewcrkfchaft-
lichen Kontokorrent.

Die Gewerkschaftcn Deutschlands haben auch
währcnd dcs Krieges bewiesen, daß sie bcrcit sind,
für schwcrleidende Arbeitsbrüder ini Auslande trotz
ihrer eigenen großen Sorgen hilfreich einzuspringen.

Adolf Braun.

Wie man eine Stellung annimmt.
Viele Strcitigkcitcn ans dcm Arbeitserträge

kommen daher, daß cs bei der Anstellung verfänmt
worden ist, genaue Abmachungen über die gegen¬

seitigen Rechte und Pflichten zn treffen. Sehr oft be¬

gnügt man sich, die Höhc dcs Gchalts zn vereinbaren,
und es kommen sogar Fälle vor, wo nicht einmal dies

geschieht. Während -des Dienstvertrages oder gar bci

seiner Beendigung erst zieht dann der Angcstcllte Er¬

kundigungen ein, wieweit seine Ansprüche dem Ge¬

schäftsinhaber gegenüber gehen dürfen. So sehr cs

zu verstehen ist, daß der Handlungsgehilfe schnell zu¬

greift, wenn ihm eine Stellung gebotcn wird, so schlägt
es doch immer wieder,,zu seinem Schaden ans. wenn

er nichts Näheres über seine Obliegenheiten und NcHte
vereinbart hat. Von verschiedenen Seiten ist dnher

angeregt worden, der Gesetzgeber möge eine s chrif t-

liche Vereinbarung der Arbeitsverträge vorschreiben.

Aber eine solche gesetzliche Vorschrift wiirde siir die

Handlnngsgehilfen in mancher Beziehung bedenklich

sein. Wir wissen, daß in vielen Großbetrieben ge¬

druckte Verträge vorhanden sind, die dem Handlnngs¬

gehilsen oder der Handlungsgehilfin bei der Anstellung

zur Unterschrift vorgelegt wcrden. Diese Entwürfe
werden von den juristischen Beratern der Unternchiner-
verbände entworfen nnd in der Rc>iel i:t dabei das

Interesse des Geschäftsinhabers in der raffiniertesten

Weise wahrgenommen. Eine geiVtzl'.chc Vorschrift, dnß
alle Arbeitsverträgc schriftlich aeühloiien wcrden

müssen, würde wahrschcinlich dazu niln.u, daß all¬

gemein derartige, dcn Interessen der Unternehmer in

einseitiger Weise dienende Entwürfe eingeführt
würden.

Es muß den Handlungsgehilfen und -gchilfinncn
immer wieder nahegelegt wcrdcn, bci dcin Abschluß
cincs Arbeitsvertrages die gegenseitigen Leistniigen
möglichst aenau zu vereinbaren. Unterbleibt eine

sÄche Vereinbarung, so rächt sich dicscr Mnngcl bei

dem Angestellten besonders dann, wcnn cs fraglich ist,

ob für scincn Dienstvertrag das Handclsgcfctzbnch nn>

zuwenden ist. Die Vorschriften dcs Handelsgesetzbuches

gelten nur fiir Handlnngsgehilfen. Handliingsgeliilfe

ist lediglich diejenige männliche oder weibliche Person,
dic erstens in eincm Handclsgcweröc, zweitens
znr Leistung kaufmännischer Tienste. drittens

gegen Entgelt angestellt ist. Tie Vorschriftcn dcs

Handelsgesetzbuches gelten also für alle diejenigen Per¬

sonen nicht, die zwar kaufmännische Tienste leisten,

aber nicht in einem Handelsgewerbe tätig sind.

Gasthöfc nnd Pensionate in dcn Badeorten Pflegen

für den Soinmcr Buchhalter nnd Buchhalterinnen an-

zustcllcn. Schr oft haben hierbei Vcrmittler ihre

Hand im Spiel. , Tcr Bnchhaltcr crbält von dcin

Stellenverinittlcr alle möglichen Zusicheriingen —

denn dein Vermittler liegt jn daran, daß die Anstellung
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zustande kommt —, ohne dasz der Geschäftsinhaber
immer davon unterrichtet ist. Hat der Angestellte
nachher den Posten angetreten, so ergeben sich nicht

selten Differenzen zwischen ihni und dem Geschäfts-
inhaber. Tiefer weist von den Vereinbarungen seines
Buchhalters niit dem Stellenvernnttlcr nichts nnd

fühlt sich daran nicht gebunden. Nnn wendet sich dcr

Angestellte an irgendeinen kaufmännischen Verein oder

an einen Juristen um Ansknnft darüber, welche Rechte
er beanspruchen darf. Jetzt stellt sich heraus, dasz die

Ansknnft nicht leicht gegeben Werdcn kann, Weil erst
die Vorfrage geprüft werdcn mich, ob dcr bctrcffcndc
Angcstclltc rechtlich als Handlungsgehilfe oder als Ge-

werbcgchilfe angcfehcn werden muß. Unter gewissen
Voranssebnngcn ist anch cin Gasthofsbctrieb oder ein

Pensionat als Handeisgewerbe anzusehen. Trifft dies

fiir den betreffenden Fall zu, dann gilt das Handels¬

gesetzbuch, sonst die Gewerbeordnung. Die Vorschriftcn

dicscr bcidcn Gcschbücher über den Arbeitsvertrag
decken sich bekanntlich nicht.

Dieses Beispiel zeigt die Notwendigkeit, beim Ab¬

schluß eines Arbcitsvertrages die gegenseitigen Pflich¬
ten genau zn vereinbarem. Dns ist besonders in den

Fällen möglich, wo man eine Anstcllnng nach ans-

w ä r t s annimmt. Was bci einem mündlichen Ver¬

tragsabschluß nicht immer möglich ist/ bci cinem

ichriftlichcn Engagcmcnt kann cs der Handlungs¬
gehilfe leichter durchsetzen: nämlich dein betreffenden

Geschäftsinhaber zu schreiben, daß man die Stellung

zn den und jenen Bedingungen annehme, nnd daß im

übrigen siir beide Parteien die Vorschriften des

Handelsgesetzbuches iiber Kündigungsfristen usw.

maßgcbcnd scin tollen. Der Angestellte tut. gut, sich
cine Abschrift seiner Briefe aufzubewahren nnd den

Geschäftsinhaber zn ersuchen, dcii Empfang iind den

Inhalt des Briefes zu bestätigen.
Die Mahnung an den Angestellten, sich seine

Rcchtc nnd Pflichtcn sichern -zn lassen, gilt besonders
sür die Saisonbetriebe. . Denn dort pflegt der Ge¬

schäftsinhaber anf dcn Angestellten um so weniger
Rücksicht zn nehmen, als er weiß, daß mit dem Ablauf
bcr Saison ohnehin der Arbcitsvcrtrag sein Ende er¬

reichen wird.

richtet, in welcher ersucht wird, eine ergänzende Be¬

stimmung zu der Verordnung zu treffen, dic außer
Zweifel stellt, daß auch ftiriPetrolenin, über dessen
Bezug vor dem 15. Juli Abschlüsse erfolgt sind, das

aber erst nach dein 15. Juli zur Ablieferung gelangt,
an die Petrolenrniiuportestre nnr der Höchstpreis von

SU Mk. siir 100 Kilogramm zu zahlen ist. Jn der Be¬

gründung wird hervorgehoben, daß zwar der mit der

Verordiinng vom ^ Jnlr verfolgte Zweck,, dem

„wilden" Petrolennihandel nnd den' damit ver¬

bundenen Preistreibereien ein Endc zchbereiten, selbst¬
verständlich vollen Beifall findet: es dürfe jcdoch nicht
verkannt werden, daß seit April andere Möglichkeiten,
Petroleum zn beziehen., nss zn dcn vorhin erwähnten
hohen Preisen, nicht bestanden, Konsnmvcreine nnd

private Kleinhändler hätten daher überhaupt keine

andere Wahl gehabt, als die hohen Preise zn zahlen,
wcnn sie überhaupt chren Abnehinern Petroleum znr

Verfügung stellen wolltem Es wäre daher übernns

hart, wenn ihnen der Verlust aufgebürdet würde, der

notwendigerweise entstehen müsse, wenn alle vor dem

1.5. Juli getätigten Abschlüsse anch nach dcm 15. Juli
zn dcn höheren Preisen abgenommen werdcn müßten.
Tie Verordnung des.Bundesrats träfe dann nicht die-

jcnigcn Krcise, die zu Spekulationszwecken den

Petrolcumpreis in die Höhe getrieben haben, sondern
deil reellen Kleinhandel' niid die Koilsiliugcnossen-
schasten, die nicht vom Gewinnstreben, sondern von

der Absicht geleitet waren, ihren Abnehmern

Pctrolcnm zil liefern, lind diese Absicht nur erfüllen
konnten, wenn sie die. hohen Preise anlegten. Weder
die Großeintanfsgesellschaft denischer Konsumvereine
noch die einzelnen Konsumvereine hätten bei der Ver¬

mittelung des Petrolenins an die Verbrancher in den

letzten Monaten irgendwelche Gewinne'erzielt.

Petrolcnmhöchftpreise und Konsumvereine.
. Das . an ' sich ' lobeliswerte^ Unternehmen ' des

Bundesrats, die ungeheuerlichen Petrolenmpreise auf
ein erträgliches Maß zurückzuführen/ hat sich, wie

leider manche kriegswirtschaftliche Maßnahme, als

zweischneidige Waffe erwiesen, die.am Schuldigen
vorbei Unschuldige trifft. Während die Herren Speku¬
lanten größtenteils ihr Schäfchen anfs Trockene ge¬

bracht haben werden, erleiden Händlcr und Konsum¬
vereine, die genötigt waren, nni jeden Prcis ihren Ab¬

nehmern Erdöl zu verschaffen, zum Tank fiir ihre sehr
schwierigen Bemühungen Verluste, die in die Tausende
gehen. Ter Zentralverband und die Großeinkanfs¬
gesellschaft deutscher Konfumvereine haben in dieser
Angelegenheit an den Reichskanzler eine Eingabe ge-

Die Fcbensmittelpreise.
Nach deil Vcröffcntlichungcn des Preußischen

Statistischen Landesarntes betrugen dic Kleinhandels¬
preise wichtiger Lcbensmittel und Hallsbedarfsartikel
in rund 5U preußischen Städten, dic in diese Statistik
cinbezogcn werden, im Monat Jnni 1915 gegenüber
dem gleichen Monat des Vorjahres pro Kilogramm:

Juni 1«l4 Juni INS

Erbsen, gelbe 40,2 Pf. 123.7 Pf.
Speiseöohncn 4S,0 „ 130,2 „

Linsen . : . . S5,0 „ 164,9 „

Etzkartoffeln, alte 9,1 „ 12,7 „

, neue ...... 22,j) „ »3,1 „

Eßbutter ., ./..... . . ,. ..2S6.0.,, . ,SSA.4..,„
MizenmM . > , .,.,,,.„. M,..«/ SS,7.
Roggenmehl/ . . '. .'V. W,S ,, '47,2 ,,

Weißbrot (Semmeln) . . . . . S3,0 „ 69,8 „

Noggengraubrot mit Weizenmehl . 29,0 „ 41,2 „

Reis ........... 4S,6 „ 125,2 .,

Kaffee . 308,2 „ 336.1 „

Zncker 50,3 „ 60,3 „

Salz 20,7 „ 23,0 „

Hirse 48,7 „ 114,9 „

Fadcnnudeln 80,8 „ 134,6 „

Steinkohlen 2,7 „ 3,2 „

Braunkohlen, S0 Kg 105,6 „ 12S,S „

,
100 Stück .... 94,0 „ 116,0 „

Petroleum, 1 Liter 20,6 „ 58,4 „

Milch, 1 Liter 20,9 „ 24,2 „

Hühnerei, 1 Stück 7,4 „ 13,7 „

Gegen die Lebensmitteltenernng
hat der Vorstand des Zentralverbandes der Hand¬
lungsgehilfen am 19. Jnli folgende Eingabe an das

Rcichsamt des Innern gerichtet:
Dn bekannt geworden ist, daß bei dem hohen Bnndcs¬

rat vielleicht die Absicht bestehe, eine Erhöhung der

G c t r ei d ep r e i s e vo r zu n e hm e n, so sprechen ivir

hicrmit dic Bitte aus, von cincr' solchcn Er¬

höhung abzusehen, vielmehr nach Möglichkeit
eine Verminderung der Prcisc herbcizüsührcn.

Die gegenwärtige Lebensmittelteuerung und dic

Lebensmittclknappheit crmöglichcn es einem großen Teile

unserer BerusskoNegen nud'ihrcn Familien ohnehin nicht,
sich in hinreichender Wcisc zu ernähren. Es bcdarf kcincr

weiteren Darlegung, daß die Unterstützungssätze, die den

Familien der Kriegsteilnehmer gewährt werden, es diescn
uicht gestatten, fo vicl für ihre Ernährung aufzuwenden
nls in Friedenszeiten. Einerseits sind die Unterstützungs¬

sätze gegenüber dem bisherigen Einkommen des Kriegs¬
teilnehmers wesentlich niedriger, andererseits siiid die

Lcbcnsurittclpreife beträchtlich höher.
Aber auch diejenigen unserer Bcrusskollcgen, die nicht

zum Heeresdienst eingezogen sind, leiden unter der Lebeus-

mittelteucrung, zumal ihnen nicht selten niedrigere Ge¬

haltssätze bezahlt iverden als vor Kriegsausbruch. Die

Geschästsiuhabcr haben ihren Angcstcllten in vielen, Fällen
gesagt, daß diese au den Folgen des verringerten Geschäfts¬
ganges mittragen mühten, indem sic sich mit ciucm

niedrigcrcn 'Gehaltssatz zufricdcn gcbcn. Einc Gchnltd-
crhöhuug ist nur in den allcrseltcnsten Fällcn gcwährt
ivorden. Selbst diejenigen Firmen, die stark mit HecrcS-
licferuiigen bedacht worden sind nnd cinen guten Geschäfts¬
gang haben, zahlen iin «llgcmeincn kcin höhcrcs Gchalt.

Wir wollen dcr Gerechtigkeit halber uicht uncrwähut
lassen, daß zwar manche Firmen den Familien der bei

ihnen angestellten Kriegsteilnehmer eine Unterstützung
zuteil werdcn lassen. Aber auch diese Bcihilfcu rcichen
kcineswegs ans, die infolgc dcr Lebensmittelteuerung not¬

wendig gewordenen höheren Ausgaben ivicdcr wertzumachen.
Iu den Kreisen nnserer Berufskollegen ist allgcmcin

dic Ansicht verbrcitct, daß dic Gegenwart dazn nngctnn
sein muß, «uf die minderbemittelte Bevölkerung nach Mög¬
lichkeit Rücksicht zu nehmen und daß daher cinc Erhöhung
dcr Preise ftir Getreide und sonstige Lcbcnsmittcl unter¬

bleiben möge.

Die Generalkommission der Gewerkschaften und
der Vorstand der sozialdeniokratischen Partei haben
am 16. Jnli folgenden Aufruf veröffentlichti

..Immer schwerer,/lastet di«.,Allgemeine TezMiiugi.auf,
den-ärmeren cholkskreisc.n> ^Die Preise für, .Fleisch/sind
unter rücksichtsloser Ausnutzung dcr durch die Schwciuc-
und Schlachtviehknapphcit geschaffenen Konjunktur um fast
100 Proz. gesteigert Ivordcn nnd steigen weiter. Weiteste
Krcise, besonders unserer schwcr arbeitenden Bcvölkcrung
wnrden dadnrch vom Genuß dieses so wichtigem Nahrungs¬
mittels fast völlig ausgeschlossen. Auch alle andercu

Lcbcnsimttcl, besonders die nls Ersatz für Flcisch an-,

gewiesenen,, wie Gemüse, Fische, Eier, Milch,.Butter, Käse,
Zucker, sind ungewöhnlich, teuer nnd steigen noch sortgesctzt
im Preise. Auf dcm Kartoffelmarkt macht sich wicdcr dcr

unerhörteste Wucher geltcnd. Dic zwccks Prcistrcibcrci
monatelang zurückgehaltenen Kartoffeln mnßten im Früh¬
jahr auf den Markt gebracht werden und gelangten zu

Der Konsumverein der SchipperKompagme.
Als ich die Heimat verließ, um als Schipper nach dem

Osten zu fahren, da ahnte ich nicht, daß mir meine bis¬

herige berufliche Tätigkeit als Konsumvereinsangestellter
irgendwie von Nutzen sein könnte. Zunächst war ja auch
keine Aussicht vorhanden, etwas anderes als die Schippe
oder Picke iu die Hand zu bekommen. Ich zog morgens
mit dcn Kaineraden hinaus uud kehrte nachmittags hunds-
müde Uon dcr ungewohnten Arbeit heim. Hatten wir dann

gcgcsscn, unsere Sachen gesäubert und blieb dann nach den

üblichen Appells usw. noch etwas Zeit, dann gingen wir

einzeln odcr in Gruppen „in dic Stadt", um Einkäufe zu

machen. Das war in dem kleinen russisch-polnischen Städt¬

chen, in dem wir hausten, nicht so einsach. -Nach den Be¬

zugsquellen brauchten wir freilich nicht lange zu suchen.
Traten wir aus dem Tor der Fabrik heraus, die uus als

Quartier diente, so umringte uns sofort cine Schar von

Kiudcru, Mäuuer» und Frauen uud fchric uns entgegen:
„Wollen Sie taufen Eier", „Wollen «ie trinken Tci mit

Zitrin und Zicker". „Zigarren, Zigaretten", „Streichhölzer,
drei Schachteln zehn Pfennig" usiv. Von dcr vorwiegend
jüdischen Bevölkerung des kleineu Nestes handelt alles, vom

kleinsten 5tind bis zum Greis. Der kleine Junge, der

einen Interessenten für seinen „Tel mit Zitrin und Zicker"
gefunden hat, führt ihn, in das Haus der Eltern. Dort

ivird ihm ungeniert cin Platz in dcr Wohnstube angeboten
— diese sieht in der Regel freilich etwas anders aus als

Berliner Wohnstuben — und er erhält das Getränk vor¬

gesetzt. Dabei blieb es aber nicht. Bald bot die Frau des

Hauses cin kuchcnähnliches Weizcngebäck zum Tee au, bald

kam cins der Kinder mit „Apfelsinen" oder mit „gekochten
Eiern" usw. Es gab aber auszer den vielen Straßciihäud-
lern auch einige Ladengeschäfte, in dcucu vieles zu,, haben
ivar, ivas ivir auch als Schipper gebrauchten. Nur dic

fürchterliche Unsauberkeit verleidete uus das Kaufen, bei

dcm wir sonst manche interessante Szene erlebten. Alle

Einwohner versuchten natürlich die Tatsache, daß 500 Manu

Einquartierung iu dem Ort lagen, auszunutzen. Es wurde

gefeilscht iind gefeilscht. Abcr dnS war Wohl einmal und

schlicßlich noch mchrmal für uns als dcs Landes, sciucr
mitten und Gebräuche Unkundige interessant; auf die

Tauer war das Treiben jcdoch nicht zu ertragen. Die
Prcisc kletterten, weil viele de,r Kameraden ans Unkennt¬
nis dcr Verhältnisse alles zahlten, was gefordert ivürde. so
in die Höhe, daß darunter besonders die Minderbemittelten
unter uns leiden mußten.

Dn wurde nach eiuem bewährten Rezept Abhilfe ge¬
schaffen. Hatten wir nicht zu Hause im Handcl schon
ähnliche Dinge erlebt und wie hattcn ivir dort versucht uns

zu helfen? Wir gründeten dic Konsumvereine und ver¬

suchten dadurch den lebensmittelverteuerndcn Zwischen¬
handel auszuschalteu. Warum sollten wir uns nicht auch
in unserer neuen Lage felbst helfen können? Der Kom¬

pagnieführer, eiil Offiziersstellvertreter, nahm die An¬

regung auf Schaffung einer Kantine sofort auf, uud etwa
eine Woche nach unserem Einzug in Russisch-Polen hatten
wir eine Kompagniekantine. Ich war mit als Verkäufer
ausgewählt Ivorden, So konnte ich die Erfahrungen, die

ich zu Hause während meiner beruflichen Tätigkeit, gemacht
hatte, auch in dieser Zeit verwerten. Der Einkauf der

Ware», deu cin anderer, der polnischen Sprache mächtiger
Kamerad besorgte, gestaltete sich äußerst schwierig. An die

crste. Haud, an den Erzeuger dcr Ware, ivar schwer heran¬
zukommen. Und gelang es wirklich, so erlebten wir es

nicht selten, daß wir teurer waren als die Siraßeuhändlcr.
So .ungesunde Verhältnisse iin Handel wie in diesem
Nest Russisch-Polens findet man so leicht nicht wieder. Es
gelang jedoch im allgemeinen, dic Preisc der Warcn erheb¬
lich zu drücken, sie auf ein erträgliches Maß herabzu-
schraubcu. Tie Händler bedienten sich jedoch im Kon¬

kurrenzkampf derselbe,!, Mittcl, die. ich schon von zu Hause
kannte. Nur um uns die Arbcit zu verleiden und zur
Aufgabc dcr Kantine zu bewegen, verkauften sie die Waren,
dic wir einführten, zeitweilig unterm Einkaufs- öder Her¬
stellungspreis. Andererseits hatten wir einen

'

sehr
schweren Stand mit unseren Lieferanten. Da wir ständig
iu Marschbereitschaft sciu mußte», konnten wir ,nnsere
Waren nicht aus dcr Heimat beziehen; ivir ivaren also
nuf dic Leute im Ort augewieseu. Alle bemühten sich auch
cisrig, zu uns ins Gcschäft zu kommen. Die ersten Liefe¬
rungen fielen stets glänzend aus. Saß aber erst jemand
im Gcschäft, so versuchte er auch minderwertige oder zu
kleine Warc. z. B. bei Backwaren, unterzuschieben. Da

hieß es nuf dem Kien sein. Doch die Kantine erfüllte ihren,

Zweck. War auch zeitweilig ein Artikel teurer als bei den
Händlern, sie hatte preisregulierend gewirkt und damit
den Kameraden großcn Nutzen gestiftet.

Interessant« Szenen erlebten wir noch, als cs hieß,
wir sollten abrücken'. Die Kunde lies wie ciu Lauffeuer
durch die kleine Stadt und schon eilten die Lieferanten
nnserer Kantine herbei, um die Gclder für ihre letzte
Lieferung einzukassieren. Wir hatten Mühe, die einzelnen
zu beruhigen nnd ihnen klarzumachen, daß sic ihr Geld'
unter allen Umständen bekommen würden, mit dem Ab¬
marsch sei es noch nicht so eilig. Die Leute hatten wäh-
renid der Sriegszeit, trübe Erfahrungen gemacht.

Wider alle Erwartung kamen wir, als wir aus unserem
ersten Quartier abrückten, nicht weiter an dic Front im
Osten, sondern nach dem — W^n. Die Fahrt durch
ganz Dcutschland war cine Erholung sür nns. In unserem
ersten Quartier im Westen brauchten wir unsere Kantine
noch nötiger wie im Osten. Wir lagen mit unserer Kom¬
pagnie auf einem einsamen Gehöft, weitab von Ortschaften,
iu denen wir Einkäufe machen konnten. So war die
Kantine im neuen Quartier mit einem Male jede Konkur¬
renz losgeworden. Im Wcstcn Imttcn wir nun dcn Vor¬
teil, daß wir deutsche Bezugsquellcu benutzen konutc,,.

"

Jn diesem zweiten Quartier hicltcn wir uns aber
nicht lange auf. Es war auch kein Vergnügen. Fünf¬
hundert Mann auf einem Gutshof. Um so schöner ist
aber unser gegenwärtiges Quartier. Wir liegen jetzt in
einem schönen Städtchen an der Mosel. Hier erst emp¬
finden ivir, was wir während unseres Aufenthalts in-
Rußland und auch in unserem ersten Quartier iin Westen
entbehrten. Hier sind die Kaufgelegenheiten auch bedeutend
bessere als in irgendeinem unserer bisherigen Quartiere.
Dadurch ist unsere Kantine etwas in den Hintergrund ge¬
treten. Das Personal wurde vermindert. Anch ich mußte
wieder meinen „Beruf" wechseln. Jetzt hantiere ich
ivicdcr die Schippe.

Hoffentlich 'können ivir rccht bnld aber unseren
„Konsumverein" hier draußen gänzlich auslösen, seinen
Erlös — etwas ist natürlich auch bei ihm übrig geblieben

untcr die Kameraden «erteilcn, in dic Heimat ziehen
und dort, wie der gesamten Arbeiterbewegung, so auch der'
Genossenschäftsbcwcguug wieder dicmcn. F. O
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niedrigen Preisen in den Besitz dcr Händlcr. Diese halten
nun crucui ihrc Vorräte zurück uud gcbcn sic nur zu

Preisen nb, die dic Einkaufspreise um 200 bis SO« Proz,
uberstcigcu. Nuuuichr ist noch bckauut geworden, dasz der

Bundesrat die Höchstpreise sür Getreide, die schon 30 bis

40.Proz. höhcr als im Friede» siud. erhöhen will. Also auch
das Brot, dicscs allerwichtigstc Nnhruugsmittel, soll dem

Volke noch mehr verteuert wcrdcu. Das musz in den weitesten

Volkskreiseu Entrüstung auslösen. Namens des werktätigen
Volkes, dem der Krieg ohnehin schon groszc Opscr auferlegt,

protestieren wir gcgcu jede Erhöhung von Höchstprciscn,
Wir fordern viclmchr eiue durchgreifende Regechiug dcr

Preisgestaltung anf dcm Lebensmittelmarkte und cincn

wirksame» Schutz des Volkcs gegen dcn Lcoensmittelwucher,
Wir fordern, daß ohne Rücksicht auf dic Profitiutcrcsscu
dcr Produzenten und Händler mäszigc Höchstpreise sür
alle Lcbcnsinittel festgesetzt werden, dic so zn bemessen

siud, dasz dic ausreichende Ernährung dcs Volkcs gesichert
und jcdc Bereicherung auf Koste» der Volkseruährung aus¬

geschlossen wird. Durch Beschlagnahme und Vcrknufszwaug

muh das Zurückhalten von Vorräten zum Zwcckc dcr Preis¬

treiberei vereitelt wcrdcu. Die Parteigenossen im Lande

sordcrn wir nuf, dem Lebcusmittelwuchcr mit allen ihuen

zu Gebote, stehcudcu Mitteln entgegenzuwirken. Vor allem

müsscu die Arbcitcrvertreter in den Landtagen und Ge¬

meinden ihrcn ganzen Einfluh einsetze», nm dic Versor¬

gung dcs Volkcs mit Lcbeusmittcl» zu crschwinglicheu

Preisen sicherzustellen.

Bundesrat nnd Volkseruährung.
Ende Juli sind die neuerlichen Maßnahmen dcs

Bundesrats hinsichtlich der Getrcidevrcife bct'annt-

gcwordcn. Sic werden in der „SckWäbischcn Tag¬

wacht" vom, 2i. Jnli wie folgt bcurtcilt:^
„Tic Bnndcsratsvcrordnnngcit cnthaltcn im

wcscntlichcn cine neue Festsetzung der Höchstpreise siir

Brotgetreide, Gerste nnd Hafer nnd eine energische
Abwehr des Lcbcnsinittelwnchcrs. Was dic Höchst¬
preis e f ü r G c t r e i d e betrifft, so hat man sic ver¬

nünftigerweise nicht erhöht, sondcrn bci dcni bishcrigcn
Stand gelassen/')- Ja, man ist insofern der berechtigten
Kritik an der bisherigen Höhe dicscr Prcisc noch ctwas

cntgcgcngckommcn, als man statt dcr bishcrigcn
32 Höchstpreisbezirke vier größere Prcisgcbietc ein-

gcrichtct nnd dic Spannung, die im Vorjahre zwischen
den Bczirkcn von M bis 237 Mk, bctrng, ans 215 bis

230 Mk, vcrringcrt hat, was wenigstens eine klciuc

Prcisrcdnzicrnink bcdentet, Anf der nnderen Seite

sind allerdings ernent große agrarische Vorteile fest¬

gelegt worden. Sie bcstchcn zunächst darin, daß man

dic Höchstpreise fiir Hafer nnd Gerste bcdcntcnd erhöht

hat. Sie haben jetzt cincn Eiiihcitsprcis von 300 Mk.

bckommcn nnd noch dazu dic bcsondcrc Prämic, daß
dic OnalitätSgcrstc, dic für Brai,zwecke, Granpen-

fabrit'ation lind Malztaffeeerzengung in Frage konimt,

überhaupt nicht init Höchstpreisen „belastet" ist, soiidern
dem freien ^piel der Kräfte überlassen bleibt. Sehr

bedanerlich isi anch, daß das Verhältnis zwischcn Gc-

trcidcprcis nnd Mchlpreis trotz erneuter Forderung

nicht festgelegt worden ist. Allerdings können nnch
der Verordnung vom 28. Jnni dieses Jahres nnr die

Komniiinalverbändc Getreide erhalten iind darans

Mehl crzcnge». Und die Überschüsse, die die Kom-

mnnalvcrbändc dann ans der Differenz zwischen Ge¬

treide- nnd Mehlprcis abzüglich Mahllohn nnd Spesen

ihrer Kassc abführcn tönnc», sollcn nach dcr genannten

Verordiinng anSschließlich fiir BolkSwohlfahrtszwecke
vcnvendet werden. Indessen wisse» wir, daß in den

ländlichen Koiniitnnaibezirkcn dic agrarischem Jntcr¬
cssc» vorangcstcllt Ivcrdcn nnd daß nnch dic Groß-
iniihlcn ihr Interesse hier ansgezeichnet dnrchzilsctzcn

wisse». Es wird also leider 'keine Aussicht sein, daß die

Mchlprcisc »iid damit — Ivoranf cS siir die Masse dcr

Bcvöltcrnng aiifonnnt — die Brotprcise in Znknnst
herabgesetzt werde».

Die Erhöhung der Futtermittel-
preise, soiveit Hafer iind Gerste in Frage komme»,

»nd das Bcstchciilasscn der hoben Höchstpreise fiir

Weizen n»d Roggen wird nnn in der offiziösen Kund-

gebiing nnd in alle» Blättern, die sich ihr kritiklos

aiigcschlofscn habc», mit dcii Tc>ierii'N.gsverhäIt»issen
nnd deii besonderen Schwierigkeiten i» der Landwirt-

fchast begriiiidet. Deingegeniibcr muß mit allcm, Nach-

*) Dcr Bnndcsrat hat dic Großhaudclshöchstprcisc für

inländischen R oggcn pro Tonne ivic folgt fcstgcsctzt (der
inländische Wcizcn ist »ur jc 40 Mk. tc>,rcr):

215 Mk. i» Breslau, Brombcrg, Tn»zig GIciivitz,

Königsberg i. Pr„ Posen,; 220 Mk. i» Bcrlin, Dresden,

Lcipzig, Magdeburg, Rostuck, «chwcciu i. M„ Stettin;
225 Mk. i» Ärniinschiveig, Bremen, Kassel, Emden, Ersurt,
Hambnrg, Hnnnuvcr, Kicl, Zwickn»; 230 Mk. in Aachen,
Köln, Dortmund, Duisburg, Frankfurt a. M., Braiinheim,
Müucheu, Saarbrücken, Strahvurg i. Elf,, Stuttgart.

Dadurch ist der. ursprüugliche Höchstpreis voiu Novcmbcr

vorige« Jnhrcs pro Tonne glei ch g e b l i e b e n iu Berlin;
e rhöht ivorden in : Brcslau 3 Mk., Brombcrg 0 Mt,, Dau-

zig 3 Mk., Königsberg ti Wit., Posen 5 Mk., Rostock 2 Mk.,

Cchivcritt 1 Mk.. «tctti«. 4 Mb; crmäßigk ivordcu iu:

Anchcu 7 Mf., Brauuschwcig 2 Mk„ Brcmcn 0 Mk,. «nssel
» Mk,, Köl» 0 Mk., Dortmund 5 Mt„ Dresden 5 Mb.

Duisburg v, Mk., Emdcu 7 Mk., Erfurt 4 Mt., Frankfurt
a. M. 5 Mk., Gieiwitz 3 Btt., Hamburg 3 Ms., Haunovcr

3 MIk„ Kiel 1 Ms.. Leipzig 5 Mk„ Magdeburg 4 Mk„
Mannkeim 0 Mt., Müuchcu 7 Mk„ Snnrbrücke» 7 Mt.,

Strnhbnrg 7 Mt., Stuttgart 7 Mk., Zwickau 2 Mt.

Hermann Hähnlcin
gebore» am 27. Angnst 1885, Verbandsmitglied scit

Juli 1904 in München, gefallen.

Carl Joost

geboren am 1». Jannar 1880, Verbandsmitglied in

Hamburg scit April 1912, gefallen.

Oskar Kadcn

geboren am 23. Angnst 1887, Verbandsmitglied in

Bnchholz i. Sa. seit Oktobcr 1912, nin 1. Scptcmbcr
in Frankrcich gcfallcn.

Oskar Loyal

gcborcn am lt. Tezember 1890. Vcrbandsmitglicd
iit Hamburg seit April 1911, gefallen.

Alfons Meyer

geboren mn 10. November 1883, Vcrbandsmitglicd in

Hambnrg fcit April 1907, gefallen.

Heinrich Meyer

geboren 22. Mai l889, Verbandsmitalied in Hambnra
seit März 1912, gefallen.

Wilhelm Schlichting

geboren am 27. September 1888, Verbandsmitglied
in Löhne und Hambnrg seit April 1909, gefallen,

Karl Thiede

geboren am 9. April 1887, Verbandsiiiitglied seit

März 1905 in Leipzig nnd Miinchen, infolgc cincs

Granatschnsscs gcfallcn,

Karl Boft
gcborcn nm 25. Novcmbcr 1891. Verbandsiiiitglied
seit August 1910 in Berlin, am 10. Jnni bei Ipcrn

gefallen.

Ehre ihrem Andenken!

druck betont werde», daß dicsc Pcrhältnissc auch ans dcr

übrigen Bcvölkcrnng gcnan io schwcr iastcn, daß um-

gckchrt dic Landivirtc dnrcbgängig dcn bcsondcrcn

Vorzug bor dcr ga»zcn übrige» Bevölternng hnbcn,

daß sic im allgcmcincn Nahrnngsmittel iiicht zn kaufen

branchcn, sich damit viclmcbr sclbst vcrsorgcn könncn

nnd so dic Ansbcntiingen dnrch Spekulation »nd

Handel, nnter denen die ganze übrige Bevölkerung

so schwer leidct. gar nicht cinpfinden. Tazn kommt

fcrncr, daß sie ja iiicht allein Fnttcrmittcl kanfcn

müssen, dic allcrdiugs cnorm im Prcisc gcsticgcn sind,

sondcrn daß sic ja ancli viclfach Fnttcrniittcl vcrkanscn,

ebenso wie sie nicht n»r Vieh z»r glicht kanfcn, sondern

auch Mnttervieh zahlreich vertanfen nnd dann nn-

gehenre Profite einheimsen. Im übrigen aber scheint

cs nnS, als ob gcradc dic Landwirte, die sich doch stcts

cincs bcsondcrcn nationalem Eliipfiiidcns gcrühnit

habcn, dcm Vaterlandc bcsondcrcn' Tank schuldeten,

wcil iinfcre niivergleichlichen Hecrc dcn Fcind von

ihren Flnrcil! abgchaitcn babcn, so daß sic in Nnhc ihr

Land bcstcllcn nnd ihrcn erhöhte» Verdienst eiii-

scheffeln könne». Keine andere Klasse dcr Nation hat

für ihrc Erhaltung dcin Hccrc so vicl Taut abziistaitcn

wic dic Landwirtschaft. >,»d sic folltc. das wcnigstcns,
wcnn dnrch nichts andcrcs. so dadnrch tnn, daß sie

inindcstcnS tcin Vorrccht vor dcn übrigen Volksklassen

verlangt.
Die Verordnung gegen den Lebens-

m ittcIw n ch c r schließt sich ail dic mit Rccht so be¬

rühmt gewordene Verordnung des Miinchener stell¬
vertretende» Generalkommandos an. Sie bedroht mit

Enteignung nnd bestrast niit Gefängnis nnd mit

hohen Geldbußen jeden, der fiir Gegenstände des täg¬
lichem BcdarfS, insbesondere' siir NahrnilgSinittel, einen

iiberiiiäßigen Gewinn erhält oder gewährt, »nd den,

dcr Gcgcnständc dicscr Art znrückhält, nm dadurch

übermäßige Gewinne zii erziele». Es ka»» »eben

Gefängnis- nnd Geldstrafen anch anf Einzicbnng der

Vorräte erkannt und dic Schiilbigcn könne» ösfcntlich

bckani>tgc»iacht wcrdcn. Das ist eine sehr encrgifchc

Sprachc nnd cin crfrculichcr Erfolg dcr ciiimütigcn

Bewegung gcgcn dcn Lcbciisuuttclwiichcr, Z»

wünfchcn wärc ja freilich, daß dicsc Verordiinng mög¬

lichst selten i» Ailweiidnng zu koiiiuien brauchte, aber

andererseits mnß verlangt werde», daß dort, wo die

in ibr bezeichneten Fälle vorliegen, sie mit größter

Rücksichtslosigkeit gchandbabt wird, nm wcnigstcns dic

übclstcn Erscheinuii"cn der gegenwärtigen Lebens-

mittclvcrsorgnng anSznmcrzen, Lcidcr sind die Bc-

gr.iffc in dicscr Vcrordnnng rccht dcbnbar geblieben
iiiid es ivird großer Umsicht und Tatkraft bcdürfcn,

um sic in dc» notwendigen Fallen zur Anwendung zu

bringen.
Ailßcrordcntlich bcdancrnswcrt ist schlicßlich. daß

man mit dieser Ordnung der Getreideverbältnissc »icht

auch schon sofort eine Ordnung dcr Kartoffcl-

frage in Angriff genommen hat. Bekannt ist ja,
daß schon scit Wochcn wieder Agenten im Lande

hernnireisen, nm die Kartoffeln anfziikaufcn und nach
dem bcriihiiitcn Muster des Vorjahres einen neuen

Kartoffclwnchcr i» Szene zn setze». Es mnß sofort
mit der Beschlag,mbnic der ncnc» Kartoffelernte und

mit Höchstprciscn dagegen vorgegangeil wcrden, wenn

nicht zum Schadcn des Volksgnnzen die üblen Er-

fchcinnngeil dcs Vorjahres wicdcr cintrctcn sollcn.

Auch hat dcr Bnndcsrat iioch teincrlci Schritte
in dcr F l c i f ch f r a g c getan, obwobl hier ciiicr der

größten Bnndcsstaaten — wachsen — durch scincn

Ministcr dcs Jnncrn bcsondcrc Vorschläge' gcmacht
und Fordcrnngcn erhoben hat, Tie fächsische Eingabe
an den Reichskanzler fordcrt Höchstprcisc fiir Scklacht-

schwcinc in Gcstalt von Stallpreisen nnd will dcn

KUmmunalvcrbändctt dic Pslicht anfcrlcgt sehen.
Höchstpreise siir Schweineslcisch fcstznscbcn. Ferner
foll ein Verbot der ^chlaclstnng von »icht säilarbtreiscin
Picb ausgesprochen wcrdc», Tic Eiilgabc bcscbräntt

sich bcwnßt nur ans das ^chivcincslcijäi, wcil dcr

sächsische Ministcr des Innern annimmt — nnd wobl

nicht ganz mit Unrecht —, daß dcr Markt dcs ^cbwcine-

slcischcs den ganzen übrigen Fleischniartt reguliert.
Von diesem vernünftigen sächsischc» Vorschlag bat dcr

Rcichskanzlcr nichts verwirklicht; man innß ibn bci

jcdcr Gelegenheit daran erinnern, dicse Forderungen
endgültig zn erfüllen.

So sehen wir trotz einiger Fortschritte,
dic die neue Verordnung des Bundesrats bringt, doch

keine g r » n d s ä b l i ch c B e s s e r n » g nnd keine

Ersiillnug der vielleicht wichtigste» Fordernngen. die

die große Masse des Volkes — je länger der Krieg
danert, desto zwingender — ausstelle» mußte. Es

wird Aufgabe dcs dcinnächst znsammcntrcicnden
Rcirhstags scin, auf cinc Abändcrnng dcr Bimdcs-

ratsvcrordnnngcn in dicsc», Sinne binz,,arbcitcn,"

ScKllnntmashung gegkn übermäßige Preis¬
steigerung.

Tcr Bnndcsrat hat ans Grnnd dcs >5 3 dcs „Gc¬

sctzcs iibcr dic Eiuiächtigiing dcs Bnndcsrats zn wirt-

schaftlichen Maßnah,>>e» nsw," eine vom 23, FuU
datierte »nd am 21, Jnli iiii „Reichsgesetzblait" vcr-

tiindetc Verordiiiing crlassc», in drr cs hcißt:

8 i,

Wcrdcn Gegenstände dcs täglichen «Bedarfs, insbe¬

sondere Nahrungs- und Fnttcrniittcl allcr Art sowie, rohe

Nniurcrzcngnisse, Heiz- uud Lcucbtstoffc, die vom Eigen¬
tümer znr Vcrnnßcrnng erzeugt oder cr,vorbei, sind, zu-

rückgchnltcn, so tnnn dns Eigentum an ihncn durch An.

ordnung dcr Lnndcszcntrnlbchörde odcr dcr von ihr bc-

zeichneten Behörde auf ciuc in dcr Anordnung zu bczcich-
ncnde Pcrso» übcrtrngcn iverden.

Die ^lnurdnnng ist an dc» Befitzcr der ^cgcniiändc zu

richte», Dns Eigentum geht über, sobnld dic Änoriniuug
dem Besitzer zugeht.

8 2.

Dcr Ilcbcrnnhmcprcis wird unter Vcrücksichtigung des

Einkaufspreises und der Gütc nnd Verwcndbnrkcil dcr

Gegcustäude vun der höheren Vcrwaltuugsbebördc nach

Anhörung von Snchvcrsinudigc» cudgültig scstgcsctzt. l-ie

bcstimmt dnrnbcr, wcr dic bnrcn Anslngcn dco VcrfnhrcnS

zu trngcn hnt.
Eiuknufspreisc aus Grund vuu Bcrtrügc», dic in dcn

lctztcn zivci Wochcn vor dcr Bckaunlgabc dcr E»lcig»nug>-

nnurdnnng a» dc» Bcsitzcr odcr vorhcr in dcr 'Absicht gc¬

schlosscn ivordc,, sind, cine» hökcre» llcbcrnnkmcprcis zu

crzielc», werde» bei Fcslslcll»„g des Preises nicht bcrück-

sichtigt.
Tie Prcisscsrfebnng durch dic Höhcrc. VcrwnltnngS-

bchördc bcdarf dcr Bestätigung der ^nndeszenirnlbehördc,

sofern dcr scslgcsctztc lleberuahmeprcis 5 von. Hundert dcö

Eiii tnufsprciscs übersteigt.
Bci dcn nach dcm 23. Juli 1!Il5 nus dcni Anstand

ciugcführtcu Gcgcnitnudcn ist nls U'cindcitpreis dcr Ein¬

kaufspreis im Ausland nnd cin Zusckilng zuzubilligen, der

untcr Berücksichtigung dcr mit der Eiusiihrnng verbundenen

Koste» und Gefahren zu bcmesseu ist.

Dcr llcbcriinhmcprcis ist hnr zu zahlen,

5 s.

Mit Gefängnis bis z» cinem Fahr nud mit Geldstrafe
bis zu lvaa» Mk, odcr mit cincr dicscr «trafen ivird bc^

straft:
1, wcr für Gcgcniiändc dcs tnglichcn Bedarfs, ins-

bcsouderc für Nahrungs- uud Fultermiticl nllcr Art, für

rohe Nntiircrzcugmssc, Öeiz- uud Leuchtstoffe sowic für

Gcgciiiiändc dcs Kricgsbcdarss Prcisc fordert, dic untcr

Bcrücksichtignng dcr gcsnmtc,, Vcrbältnissc, insbcsondcre

dcr Blnrttingc, cinc» übcriinißigcn iÄcwin» cntbalten

oder solchc Prcisc sich udcr ciucui audcrcu gewähre» uud

versprechen läßt;
2, wcr Gcgenirnndc dcr untcr Nr. l hczcirhncteii Art,

die bun ih,» zur Veräußcruug crzcugt odcr crivorbcn

siud, zurückhält, um durch ihrc Veräußerung eiue» über¬

mäßige» Gewi»» zu erzielen:
3, wer, um den Prcis für Gcgcuitnudc dcr untcr

Nr. l bczcichuctc» Art zu steigern, Vorräte vernichtet,

ihre Erzcuguug odcr dcu Handcl mit ihncn cinschräutt
oder andere unlautere Machenschaften vornimmt:

i, wcr n» cincr Vcrnbrcdung odcr Verbindung teil¬

nimmt, dic einc Hnndlnng dcr in Nr. 1 bis 3 bezeichneten
Art zum Fweckc hat.
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Neben der Strafe kann auf Einziehung dcr Vorräte

crkaunt wcrdcu, auf dic sich dic strafbare Handlung bezieht,
nhuc llntcrschicd, ob sic dcn, Bcrurtciltcu gchörcn oder nicht.
Fcrncr tnnn nngcordnct werdcn, dns; dic Vcrurteiluug nuf
Rosicu dcs Schuldigen ösfcutlich beknniitznwachen sci.

3 n.

Die Vcrorduuug tritt mit dcm Tngc der Vcrlündung
in Krnft. Tcr Ncichslnuzler bestimmt dc» Zcitpuukt dcs

Außcrtrafttrctcns,

Jeder Handlnngsgchilfc innß rin feiiiein Teile

mit dafür sargen, dasz diefe Verordnung streng durch¬

geführt werden kann,

Vom Haushalt der Wemittelten.
Ter Bundesrat l,at Höchstpreise fiir Pctro-

lenm festgesetzt, die von, 15. Jnli ab Geltung haben.
Tas Liter Pctrolcnm darf danach im Kleinhandel
beim Verkauf von lveniger als IM Kilogramm nicht
mehr als öS Pf. betragen, wenn der Käufer die Ware

abholt, nnd nicht mehr als 34 Pf., wenn die Ware ins

Haus gebracht wird.

In letzter Zeit mußten 70 Pf. nnd mehr für ein

Liter Petrolcnm gczählt wcrdcn. Jctzt, wo dic Tage
kürzer wcrdcn, spiclt dic Bclcnchtungsfrage iin Hans¬
halt wieder eine größere Rolle nnd der Preisunter¬
schied von 70 ans 32 Pf. ebenfalls.

Aber: Ivird man denn überhaupt genügend Pe¬
troleum bekommen oder wird es nns wieder so gehen,
wie im letzten Winter, wo die einzelnen Familien nnr

alle vierzcbn Tagc nnd später nnr alle drei Wochen
cincn cinzigcn Liter — nnd ostmals auch dics Quan¬

tum noch nicht cinmal — erhalten konnten? Ticsc

Fragc wcrdcn wohl viclc Familicn stcllcn, besonders
die Arbeiterfamilien. Für sie bildet Petrolcnmlicht
zum großcn Tcil dic Bcleiichtnng für dic Wohnung
und für viele anch die Beleuchtung für die Arbeit.

Klcinhandwcrkcr, Heimarbeiterinnen und Hansfranen,
die crwcrbstätig scin müssen nnd vor nnd nach der

Erwerbsarbeit Wirtschaft nnd Hausarbeiten zn erledi¬

gen haben, hatten im vcrgangcnen Winter am meisten
untcr der Pctrolenmnot zn leiden. Oft haben sie bei

cincr alten Oellampe, dic noch von Großmntters

Zeiten hcr vorhandcn war, odcr bcim trüben Schein
eines Talglichts ihre Arbeit verrichtet; sehr oft dabei

für Geld arbeiten müssen, das so nötig gebraucht wnrde

in der Zeit, wo alles so tener ist. Und wic oft gab es

nicht einmal dicsc Beleuchtung,
Nnn ist man heutzutage nicht mehr auf das Pe¬

troleum bci der Beleuchtung angewiesen. Gas und

Elektrizität geben ein viel besseres Licht, das

uicht einmal teurer ist. Tabei ist die Handhabung viel

einfacher und fnnberer als die Verwendung von Pe¬

troleum. Tennocb müssen namentlich Arbeiterfamilien
vielfach darauf verzichten, Gas und Elektrizität als

Belcnchtnngsmittel überhaupt verwenden zu können,

weil nämlich die Anlagen dazu in den Ardeiter-

wohnnngcn gar nicht vorhanden sind.

Anlagen sür Gasverwendung hat heutzutage Wohl

schon jeder Trt, nnd die Uebcrlandzentralen haben auch
Gclcgcnhcit zur Verwendung der Elektrizität zu allen

möglichen Zwecken in viele Dörfer gelegt. Die Groß¬

städte sind ausnahmslos mit beiden versorgt. Als

Bclcuchtnngszwcckc kamen Gns nnd Elektrizität nber

zunächst in die Wohnungen der Zahlungsfähigen. Es

gibt felbst in dcn Großstädten noch viele alte Häuser,
in denen jede Anlage sür Gas fehlt. Elektrisches Licht,
wegen scincr bcqnemen Verwendung wohl das Ideal
aller Menschen, ist in Ärbeiterwohnnngen cinc

Seltenheit,
Die Kriegszeit mit ihrer Petroleumknappheit hat

ja nun vielfach dazu geführt, auch einen Teil dieser
Wohnungen mit Gas- oder elektrischen Lichtanlagen
zn versehen. Trotzdem sehlen sie noch immer gerade
in Ärbeiterwohnnngen, weil die Hauswirte für diese
uicht gern die Ausgaben sür Lichtanlagen machen —

jetzt auch in vielen Fällen Wohl kcin Geld dazu haben
— und wcil es den Arbeiterfamilien in der gegen¬

wärtigen Zeit noch schwerer möglich ist als sonst schon,
sich passcndc Bclenchtnngskörpcr zn kanfcn, Tic Gns-

nutomatcngcsellfchaften erleichtern diese Anschaffungen
ja erheblieh. Für die Beschaffung elektrischer Woh-

uungsbclenchtnng sind derartige Institute aber Wohl
überhaupt nicht vorhanden.

So hat also gerade die Bevölkerungsschicht unter

der Pctroleumtenerung und Petroleumknappheit zn
leiden gehabt, denen dieses Belenchtungsmittcl nicht
nur die Wohnnngsränme in den Abend- nnd Morgen¬
stunden des langen Winters erhellen muß, sondern die

dieses Licht brauchen, um Erwerbsarbeit zu verrichten.
Heimarbeiterinnen und Äleinhandwerksmeister woh¬
nen außcrdcm oftmals in Hinterhäusern, wo es früh
dunkel nnd manchmal niemals recht hell wird und wo

Lichtmangel gleichzeitig cine Einbuße am Verdienst
bedeutet. Hoffen wir, daß diese Zustände für den

kommenden Winter sich nicht wiederholen.
Tic Erfahrnngcn des letzten Winters haben aber

dazn geführt, in den Gemeindeverwaltungen mit

größeren? Nachdruck darauf zu dringen, der Beleuch¬
tungsfrage größere Beachtung seitens dcr Kommnnen

zu schenken. Es muß danach gcstrcbt wcrdcn, dic An¬

wendbarkeit bequemer Beleuchtungsmittel nicht mchr
vom Geldbeutel abhängig zn machen. Sclbst auf dic

Gefnbr hin, daß den Kommnncn dadurch größcrc
Kostcn entstehen, die durch Steuern gedeckt werden

müssen. Tie dadurch eventuell entstehenden Mchr-

tostcn können anf keinen Fall so groß sein, daß sie bei

dcr Bcrtcilnng anf alle Schultern des Geincinweseiis

überhaupt nennenswert in Frage kommen. Es ist

Pflicht der Gemeinden, dahin zu wirken, daß Er¬

rungenschaften, die dem Hanshalt nnd dem Erwerbs¬

leben Bequemlichkeiten nnd Vorteile verschaffen
können, auch der arbeitenden Bevölkerung dienstbar

gemacht werden.

Tazn gehören aber nicht nnr Gas und Elektrizi¬
tät als Bclcnchtnngsmittcl, sondcrn anch noch cine

ganze Rcihc andcrcr Dingc, auf die der Arbeiterhaus¬

halt verzichten muß und gerade ganz besonders ge¬

brauchen könnte, weit hicr Zcit Gcld bedeutet. Jn
neuen Häusern mit größeren Wohnungen gibt es jetzt

fast ausnahmslos W n r in w a s s e r v e r s o r g n n g,

Zentralheizung nnd vielfach anch schon
S t a u v e u t f c r n u n g durch Vaknnmsauger. Wie

würde sich dic Arbciterfran, dic die Stube voll Kinder

hnt und alles allein machen iiinß odcr die fiir Brot

arbcitcn und dnncbcn die Häuslichkeit nnd die Kinder

zn versorgen hat, freuen, wenn sie nicht mehr Kohlen

schleppen brauchte nnd sich nicht mehr die Zeit mit

Fcncranniachcn nnd Ofenabwarten versäumen müßte
und doch eine warme Wohnung nnd immer warmes

Wasser hätte, was in der Wirtschaft stets so nötig ge-

braucht wird. Jetzt gehört immer Zeit zu diesen Din¬

gen und umsonst sind sie auch nicht zu haben. Wohnun¬

gen mit Zentralheizung nnd Warmwasserversorgung
gibt es siir Arbeiterfamilien aber nnr sehr selten, und

wo sie zn haben sind, sind fie unverhältnismäßig teuer.

Die Hauswirte wollen an diescn Dingen eben meist

noch besonders verdienen.

Staubanfsangnngsapparate gibt cs in Häusern
mit kleinen Wohnungen aber wohl überhaupt nicht.
Anch das ist bedauerlich. Nicht nnr wegen der Zeit-
verstinmnis, dic dic ^tanbcntfcrnnng mit Wischtuch
und Bcsen erfordert, sondern wcil sie Gesnndheits-
gefahren im Gefolge hat. Da nun in kleinen Woh¬
nungen, wo die machen eng aufeinander stehen, die

Stanbentwickelnng besonders groß ist, wäre gerade in

Ärbeiterwohnnngen die Anwendung von Saugappa-
reiten znr Stnnbentfernnng befonders nötig. Sie ist
aber mit größeren Kosten verknüpft und außerdem, wie

fchon erwähnt, sür Arbeiterwohnungen überhanpt
hente noch nicht möglich, weil fiir Häufer mit kleinen

Wohnungen keine Apparate angeschafft werden.

So müssen sich denn dic Arbeitersamilien mit der

alten Art dcr Stanbentfernnng begnügen, die eine

gründliche Reinigung nie ermöglicht, bci der aber sehr
viel Staub den Lungen zugeführt wird. Sclbst das

ölgetränkte Staubtuch, das jetzt vielfach zur An¬

wendung kommt und das gcgcnübcr dcm trockencn

schr viclc Vorteile ausweist, vermag den Vakunm-

sauger nicht zn ersetzen, der den Staub nicht umher-
wirbelt, sondern ihn wirklich entfernt, weil er ihn auf¬
fangt. Die Arbeiterfrauen würden strahlen, wenn

ihnen Gelegenheit gegeben wäre, eine wirkliche Stanb¬

entfernnng aus allen Ecken nnd Winkeln nnd allen

Gegenständen der Wohnnng vornehmen zn können.

Heute ist ihnen das nicht möglich, Fiir Arbeiterhans-
haltungen ist dies aber besonders bedauerlich, wcil hicr
viele Menschen in engen Räumen beieinander wohnen
müssen, was die Stanbentwickelnng begünstigt.

Wenn die Einsührnng dieser, die Verhältnisse der

Arbeiterschaft wesentlich beeinflussenden Hilfsmittel
der privaten Initiative überlassen bleibt, werden die
Arbeiterfamilien noch recht lange darauf warten

müssen; denn diese rcchnet ans privaten Vorteil nnd

deshalb sind der Arbeiterschaft folche Einrichtungen
zu kostspielig. Auch hier könnte die gemeindliche Für¬
sorge Zweckmäßiges leisten, ohne daß der einzelne zu

stark belastet wird.

Immerhin, eine Geldfrage bleibt letzten Endes

jede Bequemlichkeit und Behaglichkeit in der Haus¬
haltung, nnd je mehr die Arbeiterschaft dazu kommt,
durch ihrc Organisationcn ihre wirtschaftliche Lage zu
verbessern, desto eher wird es ihr möglich sein, dahin
zu wirken, Behaglichkeit und gesundheitliche Einrich¬
tungen anch in die Ärbeiterwohnnngen einziehen zu
sehen.

Die Kriegslöhnc der weiblichen Erwerbs-

Einen Einblick in die Lohnbedingungen der weib¬

lichen Krankenkassenmitgliedcr bietet der Bericht der
A l l g e in c i ir e ir Ortskrankenkassc der
Stadt Berlin für das Jahr 191t.

Diese Kasse ist die größte in Deutschland und um¬

faßte im Berichtsjahre 193 000 männliche und 252 703

weibliche Mitglieder. Von dcn letzteren gehörten 28,7
Prozent, also mehr als der vierte Teil, in eine Lohn¬
klasse (Klasse II), sür die ein Tagesverdienst von 1,16
Mark bis 2,15 Mk. festgesetzt ist. Mehr als ein Drittel,
34,2 Proz., gehörte in die Lohnklassc III mit 2,16 Mk.

bis 3,15 Mk. Tagcscinkommcii. Nahezu zwei Drittel
nllcr weiblichen Mitglicdcr hnbcn also Verdienste von

1,16 Mk. bis höchstens 3,15 Mk. Nnr 10,2 Proz. ver¬

dienen 3,16 Mk. bis 4,15 Mk. täglich, und noch vicl

weniger haben ein höheres Einkominen.

Dnrch diesc Nachwcisc wcrdcn dic fiir cinc Groß¬
stadt recht traurigen Lohnbcdingnngcn für Arbeite¬

rinnen und weiblich? Angestcllte in helle Bctenchtnng
gcrückt. Mit 3,15 Mk. pro Tag, alfo mit noch nicht
ganz 19 Mk. die Woche, von denen noch die Beiträge
fiir Krankenkasse nnd Invalidenversicherung abgchcu,
kann cin Mädchen oder cine Fran, wenn sic allein da¬

steht, zwar, auskommen, aber sie darf damit nur ganz

bescheidene Ansprüche stellen. Die weiblichen
Kassenmitglieder der Lohnklasse III haben aber noch
nicht einmal diesen Verdienst. Für dicse und die
vielen Tausend Mädchen und Frauen, die ein noch
nicdrigcrcs Einkommcn haben, ist cs änderst schwcr,
ja oftmals ganz unmöglich, in dcr hentigcn Zcit durch¬
zukommen. Unterernährung und sittliche Gefahren
sind dic ganz natürlichen Folgen.

Nnn umfaßt der Bcricht sowohl cine Zeit vor

dem Kriege als auch 5 Kriegsmonatc. Da ist es nun

interessant zu sehen, daß nicht etwa dic letzteren Mo¬

nate für cine größere Zahl weiblicher Kassenmitglieder
Höhcrc Verdicnstc gcbracht habcn. Diese sind vielmehr
seit Alisbrnch dcs Kricgcs ganz bedeutend gesunken.

Nur die Lohnklassc I niit Tagesentschädignngen
bis zn 1,15 Mk. weist vom Januar ab sast ununter¬

brochen bis znm Jahresschluß Zunahmen der Mit-

glicoerzahlcn anf. Tagegen finden wir in dcr Lohn¬
klassc III die höchste Mitgliederziffer im Mai (113223),
im Dezember aber nnr noch 53 836 weibliche Mit¬

glieder. Ebenso ist die Mitgliederzisfer in der höheren
Lohnklasse IV, mit Tagesverdiensten von 3,16 Mk.

bis 4,15 Mk. von 27 927 im Jannar nnd 30 603 im

März auf 18 432 im Dezember zurückgegangen. Jn
den Lohnklassen V und VI, die Verdienste von 4,16
Mark bis nber 5,15 Mk. pro Tag voraussetzen, fiel
die Mitgliederziffer von 13 834 im Januar auf 10 431

im Dezember 1914.

Insgesamt hatte die Allgemeine Ortskrankenkasse
der Stadt Berlin im Berichtsjahre 17 949 weibliche
Mitglicder verloren, ^Jn der dritten Lohnklasse, dic

für ein Drittel aller weiblichen Mitglieder in Frage
kommt, aber nllcin 25 521 und in den höheren Lohn-
stnfen 12 90«. Dieser Mitglicderverlnst wurde bis

auf 17 949 wieder wettgemacht dnrch Zugänge in den

unteren Lohnklassen.
Dnrch diese Nachweise kommt also zum Ausdruck,

daß die hohen Kriegslöhnc für eine große Zahl dcr

Arbeiterinnen nur in der Phantasie einiger Leute

vorhanden sind, die die wirklichen Arbeits- und Lohn-
bediugungen für dic Arbeiterinnen nicht kennen. In
Wirklichkeit müssen die Arbeiterinnen »nd die weib¬

lichen Angestellten in ihrer Mehrzahl auch heute den

schweren Kampf um die Existenz bci geringen! Ver¬

dienst führen, den fic immer geführt haben. Ja heute
ist er schwerer, weil alles viel teurer gcwordcn ist.

Es haben einzelne sehr gnt in der Kricgszeit ver¬

dient. Ihre Zahl fällt aber nicht ins Gewicht gegen¬
über den vielen, die nicht mehr, ja sogar weniger
hattcn als früher. Und die Beschäftigung in den

Kreisen, wo gnte Verdienste erzielt wurden, läßt hcntc
auch schon ganz erheblich nach.

Also, mit den hohen Löhnen der Arbeiterinnen in

der Kriegszeit ist es nichts. Im Durchschnitt haben
sie nicht mehr, sondern weniger verdient. Vicllcicht

tragen diese Nachweise der Allgemeinen Ortskranken¬

kasse über die Verteilung der weiblichen Mitglieder
auf die Lohnklassen dazu bei, daß das Gerede über dic

hohen Kriegslöhnc der Arbeiterinnen aufhört.

Vie Kaufmännische Stellenvermittlung.
Die Gemeinnützigen und die 58 cr.

Es wird unseren Mitgliedern aufgefallen sein, daß
an der sogenannten „Gemeinnützigen kanfmännischcn
Ttellenvermittlnttg für Dcutschland" dcr Verein für
Handlnngskommis von 1858 nicht beteiligt ist. Warum
das nicht der Fnll ist, vermag man ans der nach¬
folgenden Abhandlung ersehen, die seine Zcitschrift
„Der Handelsstand" vom 1. Jnli gebracht hat;

„Unter dem Namen „Gemeinnützige kauf¬
männische Stellenvermittlung für Deutschland" haben
sich 16 Vereine zn dein Zwecke ziisammengcschlosscu,
zu ihrcr Stellenvermittlung Nichtnutglieder zuzu¬

lassen, die offenen Stellen untereinander auszu¬
tauschen und eine gemeinsame Stellenliste herauszu¬
geben. Die Znlassnng von Nichtmitgliedcrn gcschicht
vollständig kostcnfrci. Man hat in Aussicht ge¬

nommen, drei Monate nach dem Kriege eine Gebühr
einzuführen, die jedoch nicht höher sein soll als die-

jcnigc, die dcr städtische Stellennachweis erhebt. D i e

in Frage kommenden Vereine glauben
auf diese Weise zu erreichen, daß jede
Stadtverwaltung die Gründung eines
neuen Arbeitsnachweises für kauf¬
männische Angestellte ablehnen wird.

Unser Verein, dem anheimgegeben wurde, sich
dcm neuen Stellenverniittlungs-Zweckverbande anzu¬
schließen, hat mit Rücksicht anf seine eigenen Mit¬

glieder ans diesen Anschlich verzichten müssen. Die
Gründe hierfür sollcn in nachstehendem dargelegt
werden.
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Nach dcn Satzungen hat nnscr Vcrein nickt das

Rccht, zu seiner Stellenvermittlung, die bedeutende

Gcldausgabcu verursacht, NichtMitglieder ohne weite-

rcs zuzulasscn. Aber sclbst wcnn dic satznngSmäßigc
Hindcrung siir dcn Anschlich nicht bcständc, würden

wir ans folgenden Griindcn unsern Beitritt nicht be-

wirkt haben:
Unserer Ansicht nach muß cS Grundsatz eines

sedcn Vcreins scin nnd blcibcn, dafür zn sorgcn, dasz
die von dcn Mitgliedern anfgcbrachtcn Beiträge auch
den Mitglicdcrn wicdcr zngntc kommen. Die Mit¬

gliedcr eines Vcrcins, wcnigstcns cincs größeren,
baben sich zusammengeschlossen nnd zahlen ihren Bci°

trag, nin sich im Bedarfsfälle gegenseitig zn unter-

stützcn, „Einer für alle nnd alle für cinen" ist ihr

Leitsatz. Sie zahlen die Bciträgc nicht, nm damit

ganz allgemein anch Nichtniitglieder zn unterstützen.
Nur ausnahmsweise und bei genügenden Mitteln

sind sie bereit, in Not befindliche Kollegen, dic dcm

Vcrcin nicht angehören, an ihrcn Hilfseinrichtungen
teilnehmen zu lasscn. Dicser Standpunkt ist auch

selbstverständlich, weil dic Vereine öffentliche Mittel

nicht erhalten nnd daher wcdcr in dcr Lagc sind, noch

die moralische' Verpflichtung habcn, zn ihren Wohl¬

fahrtseinrichtungen, wozu mich die Stellenvermitt¬

lung gehört, Nichtniitglieder kostenfrei zuzulassen.
Der nene Zwcckvcrband meint, daß die Stellen¬

vermittlung praktische Sozialpolitik sei nnd deshalb
anch so zii behandeln wäre wic die andere Sozial¬
politik, die nn dcn Grenzen des Vereins ebenfalls
nicht Halt mache. Die Stellenvermittlung ist nach

unserer Anffassnng keine Sozialpolitik, sondern eine

vrnktischc soziale Tätigkeit, die vicl Geld und Arbcit

lostet, die aber die Mitglieder fiir ihren Beitrag in

erster Linie sordcrn. Diese praktische soziale Tätig¬

keit, deren Kosten lediglich die Mitglieder tragen, soll
den stcllesnchendcn Mitgliedern allein zugute kommen.

Wcnn dic Zulassung von Nichtmitgliedern zur

Stellenvermittlung init der Sozialpolitik auf eine

Stufe gestellt wird, so vergißt man, daß die Sozial¬
politik wegen der eigenen Mitglieder betrieben werden

mnß und daß sie keinen Pfennig und keinen Feder¬

strich mehr kostet, daß sie zugleich dem ganzen Stande

zugute kommt. Ganz anders liegt es aber bei der

Stellenvermittlung. Dicsc kostet für jcdcn einzelnen
Bewerber, also auch sür jedes einzelne Nichtmitglied,
Gcld und Arbeit. Wenn dcr Gedanke des ncncn

Zweckverbandes stichhaltig wäre, so müßten zu der

Krankenkasse, der Nechtsschntzabteilung und den

Unterstütznngseinrichtungen eines Vcreins ebenfalls
Nichtmitglieder zugelassen werden, nm so mehr, als

die Stellenvermittlung meistens größere Kostcn ver¬

ursacht als andere Einrichtungen, und die Kranken¬

kasse beispielsweise besondere Beiträge erhebt, fo daß
die Mitglieder demnach durch die Zulassung von

Nichtmitglicdcrn zu dicser Kasse keinen Schaden er¬

leiden würden.

Durch die Zulassung von Nichtmitgliedern wird

unserer Ansicht nach weder sür die Mitglieder cincs

Vcrcins, noch für dic Vcrcine sclbst oder sür unseren

Stand ein Vorteil erreicht werden. Dagegen wird sie
den Organisationsgedanken, dcr durch die Vereine

gefördert wcrden soll, in erheblichem Maße schädigen.
Tic Stellenvermittlung ist ohne Zwcifcl cin Wcrbc-

und Anziehungsinlttel, das aber durch dic kostcnfreie

Offenhaltnng der Stellenvermittlung fiir Nichtniit¬
glieder zum Schadcn dcr organisierten Kollegen ver¬

loren geht.
Obgleich die Mitglicder dic Kostcn der Stellen¬

vermittlung für Nichtniitglieder aufzubringen hätten,
würden ibnen die letztcrcn mnnchc Stcllc wegnehmen.
Viclc Vcrcinsmitglicdcr würden dnrch die Zulassung
von Nichtmitglicdcrn stcllcnlos blcibcn, dcnn cs ist

ausgeschlosscn, daß ein größerer Verein, dcr Nichtmit-
glicdcr zuläßt, nur ans diesem, Grnnde so viel mcbr

Aufträge' von Firincn angcmcldct crhält, daß das

Vcrhältnis zwischcn Angebot und Nachfrage bci ihm
unverändert bleibt, die Mitglieder also in dieser Hin¬
sicht nicht geschädigt werden. Die Folge der Zu¬

lassung von Nichtmitglicdcrn muß fiir die Mitglieder
eines größeren Vcrcins scin, daß anf letztere weniger
offene Stcllcn nnd demzufolge anch weniger Be-

sctznngcn entfallen, als ohne die Hinzuziehung von

Nichtmitgliedern.
Dnrch die Zulassung von Nichtmit¬

gliedern wcrden dic Bestrebungen auf
Errichtung öffentlicher Stellennach¬

weise für kanfmännische Angestellte
nicht znm Stillstand kommen. Dic Ver¬

bände, die solche Nachweise erstreben, werden von

dieser Fordcrnng nicht ablassen, schon deshalb nicht,
weil sie ans erklärlichem Gründen nicht dulden können,
daß ihre Mitglicdcr gezwungen werden, sich wegen
Erlangung einer neuen Stellung an andere Vereine
oder Verbände zn wenden. Auch kein Staat und keine

Stadtverwaltung wiirde diesen Zwang unterstützen.
Die Zersplitterung, das Hauptübel der Stellen¬

vermittlung, wurde durch die Zulassung von Nicht¬
mitgliedern ebenfalls nicht beseitigt werdcn. Tie

Prinzipale melden ihre Stellen bei den verschiedensten
Vereinen an. Auch die Stellesuchcndcn lassen sich bei

den verschiedensten Vereinen nnd Verbänden als Be¬

werber eintragen. Dieser Instand wird nicht andcrs

werden, ivcnn einzelne Vereine Nichtniitglieder zu¬

lassen, und darnm wird mich die Zersplitterung be-

stchcn blcibcn. Trotz dicscr Znlassnng wird nicht dcr

picrtc Teil dcr Bcwcrbcr und,Aufträge bei dcn Ver¬

einen des nenen .stvcckvcrbandcs angcnicldct werdcn,

so daß dic Zcrsplittcrnng bcstchcn bliebe.

Tic Naclstcilc dcr Zcrsplittcrnng dcr Stcllcnvcr¬

mittlnng trctcn namcntlich i» dcn bcdcntcndcn Groß¬

städten in die Erscheinung, Hier sollte der Hcbct an-

gesetzt und vcrsncht werden, einen örtlichen Zu-
sammcnschlnß allcr kaufmännischen Vcrcins-Stcllen-

vermittliingc» lci» cinzigcs Kontor) hcrbciznführcn,
jcdoch unter Ansschluß dcr kostenfreien Zulassung
von Nichtmitgliedern. Diese gemeinsame Stellenver¬

mittlung dcr kaufmännischem Vcrcinc ivürdc mit dcr

Zcit dcn größtcn Teil des örtlichen Arbcitsmarktcs

zusammenfassen, die Zersplitterung erheblich bcsciti¬

gcn und deil ctwa ins Leben gerufenen städtischen
Nachiveis nicht aufkommen lasscn, so daß dicscr dic

Vcrcine kaum beeinträchtigen tonnte. Mit einer

solchen gemeinsamen und von Kaufleuten geleiteten
Stellenvermittlung wiirde dcn Firmen und Be¬

werbern mii besten gedient sein: sie wäre für beide

Teile einfach nnd billig. Um diese wichtige nnd ge¬

meinsame Einrichtung benutzen zn können, würden

sich zwcifcllos fast allc stellesuchenden Handlungs¬

gehilfen einem öer an dcr gemeinsamen Stellenver¬

mittlung bctciligtcn Vcrcine anschließen. Da kein

Zwang ausgciibt würde, könnte sich jeder nach seinem

Geschmack organisieren.
Neben der kostenfreien Zulassung der Nichtmit¬

glieder sollen die bei den Vereinen des neuen Zweck¬
verbandes angemeldeten Stellen durch eine gemein¬
schaftliche Stellculistc untereinander ausgetauscht
werden. Eine solche Liste wird für die

meisten Vereine ihren Zweck nicht er¬

füllen, Weil die Bewerber derjenigen
Vereine, denen dic Stellen nicht un¬

mittelbar von den Firmen über¬

schrieben worden find, von den Va¬

kanzen zu spät Kenntnis erlangen. Wird

znm Beispiel der Frankfurter Geschäftsstelle eines

Verbandes eine offene Stcllc gemeldet, so werden

der Firma bereits durch diele Geschäftsstelle Bewcr-

bnngsschreibcn zugeschickt. Alsdann geht der Auftrag
an die Zentrale weiter, die der Firnia ebenfalls Vor¬

schläge macht. Hierauf wird die Stelle in die ge¬

meinschaftliche Liste anfgcnommcn, dic wöchentlich
nur zweimal herausgegeben wird. Bis die Stelle in

die Liste aufgenommen worden, diefe Liste in die

Hände dcr Vcrcinc gelangt ist nnd lctztcrc die osfenen
Stcllcn ihrcn Bcwcrbcrn aufgcgcbcn habcn, find 8

bis 14 Tage seit Anmeldnng dcr Stcllc schon ver¬

gangen, und diese wird in vielen Fällen schon besetzt
sein. Namentlich in Großstädten werden dic meisten
Stellen schnell besetzt: ibr Antritt soll sast immer so¬

fort odcr bald crfolge». Zahlreiche Bewer-

bungcnnindieiildcrListeangegebenen
Stellen werdcn dcsbalb zum Nachteil
und Aerger beider Teile noch dann er¬

folgen, wcnn die Stellen schon besetzt

sind. Die Bewerbung nm Stellen in einer solchen
gemeinsamen Sammelliste halten wir im allgemeinen
fiir aussichtsloser, als die Bewerbnng nnf Zeitungs¬
anzeigen, Sollen die Aufträge zur Besetzung offener
Stellen von allen Vereinen mit einigermaßen Aus¬

sicht auf Erfolg bearbeitet werden können, so wäre

unbedingt erforderlich, daß jeder Verein selbst die von

dcn Firmen erhaltcncn Aufträge sofort nach Empfang
und mit allen von den Firmen angegebenen Bedin¬

gungen den einzelnen Vcrcinen überschreibt. Unser

Vcrcin wärc abcr auch bci dicscr Handhabung gcgcn

cinen allgemeinen Austausch von offenen Stellen,

weil die Firmen dann vicl zn vicl Vorschläge erhalten
würden »nd cs kcincn Zweck hat, daß jcdcr Bcsctznngs-

anstrag, auch wcnn cr noch so lcickt zn crlcdigcn ist,

von sämtlichcn Vereinen bearbeitet Ivird, wodurch nnr

unnötige Kosten ans nllcn Scitcu entstehen. Eine

Firinn, die einen Bernfsvrrcin in Anspruch nimmt,

verlangt wenige, dafür aber geeignete Vorschläge.
Dics wärc abcr bci cincin allgemeinen Austanich
nicht möglich. Eine Kontrolle darüber, daß jcdcr
Vcrcin nnr cinigc l3 bis 5) Vorschläge machen darf,

ist nicht möglich, Abcr sclbst wcnn cinc solche Be¬

stimmung von allen Vereinen streng innegehalten
würdc, bckämen die Firmcn bei 16 angeschlossenen
Vereinen doch ebenso viclc Vorschläge wie nnf

ZeitnngSnnzcigcn. ES würden nlso viclc nnnötigcn
Schrcibcrcicn, Gcldansgabcn nnd Zeitversckwendnng
bci dcn Bcwerbern nnd Firmen vcrnrfacht wcrdcn.

Dic Stcllcnvermittlnng der Vcrcinc würdc dadurch

sicbcrlich nicht bclicbtcr werden.

Znm Schlüsse wollen wir dic gutcn Absichtcn,
von dcncn sich die 16 Vcrcine bei der kostenfreien Zu¬
lassung von :icichtmitglicdcrn zn ihrer Stellenver¬

mittlung baben lcitcn lasscn, gcrn ancrkcnncn. Wir

sind aber davon überzeugt, daß die Unrichtigkeit der

gctroffcncn Maßnahmen über kurz oder lang zutage
treten Wird."

Der Verein fiir Handluilgskoinmis von 1858 gibt
damit ein vernichtendes Urtcil übcr die famose „Ge¬
meinnützige kanfmännischc Stellcnvermittlnng für

Tcntschland" ab. Er weiß cbcnio wic ivir. daß die

iicuc Griindnng kcin Mittel sein tann. die Errichtnng
öffentlich-rechtlicher Arbeitsnachiveife auf die Tmier

zu hintertreiben, Fm Gegenteil, die neue Gründnng,
deren Untanglichteit ini vorstellenden fo treffend ge¬

schildert wird, bcwcist gerade, ivie notwendig öffent¬
lich-rechtliche Stellenvermittlungen für Haudlnngs-
gcbilfen sind.

Turch niiuistcricllcii Erlaß ivnrde im vorigen
Jahre angcrcgt, dic Bcstrcbungcn zu »utcriiichc», dic,

auf cine frciwilligc Teilnähme jnnger Leute an mili-

tärischcu Ucbungcu himvirtcu. Fn, Ltlobcr >!>l > cr¬

klärtc dann dcr prcnßiicbc Haudclsministcr sich damit

einverstanden, daß siir die Tauer des Krieges der

eigentliche' Fortbildnngssch»li,utcrriwt nni einige
Stniidei, beschränkt iverde nno daß lehrpianmäßig
militärische Uebnngen an Stelle der sreigewordeucn
Unterrichtsstunde',! angcsctzt würdc».

In dicscm Sinnc ändcrtcn in Gnesen die kom¬

munalen Bebörden mit Genehmigimg des Regier,,»gS-
präsideiite» z» Bromberg den Stuudeiiplaii der Fort-
bilduugsschuleu der Stadt. Es wurde beschlossen, daß
alle über 16 Jahre alten Fortbild,ingsichüler iii den

gemäß der Aenderung srciwcrdcndcn Ztnndeu ver¬

pflichtet seien, nn dc» militärischc» Uebungen teil¬

zunehmen, Ter Magistrat macbtc das betairnl und

es wnrde bestimmt, daß sie sieb am Sonntag nachuiitiag
2 UKr auf dem bestimmten Plaizc cinziisindc» hätten,

Tie Fortbitdungsschüler Praninsti, Babit und

Jiihnkc kamcn an zwci sonntagcn nickt zn den mili¬

tärischen Uebungen.
Sie wurden angeklagt nnd aus Grund des i? 1,',ll

Ziffer l der Gewerbeordnung wegen Versänmung des

Fortbildnngsililterrichts durch das L a » d g e r i cb t

in Gnesen zu Geldstrafen vcrnrtcilt. TaS Laud¬

gcricht crachtctc die militärischen Uebnngen als Fort'
bildungsunterrickt im Sinne der Gesetze »nd die Fcsb
setzung und Bekanntmachung des nenen Stnndenplans
als ordnnngsmäßig. Für die Festsetzung der Unter¬

richtszeiten sei dcr Magistrat dic nack i> 120 Absatz 5

dcr Gewcrbeordnnng zuständige' Behörde gewesen.
Das K a m in e r g e r i ck t verwarf die Revision

der drei Angeklagtem mit folgcndcr Bcgrüiiduug: In
dcr Hauptsache handlc cs sick hicr »m dic Fragc, ob dic

FortbildnngSschülcr verpflichtet feie», a» den mililäri

schen Uebnngen tcilzunchmcn. Tcr Scnat lialtc es

zunächst nicht fiir erforderlich, eine aiisdriictlickc Ent¬

scheidung dariiber zn trcffcn, wcr den Gcgcnstand dcs

Fortbildiingsuntcrrichts zu bcsiimmen babe, Nömlick.
ob das ^ache der Verwalt,mgslxchörde allein iei, oder

ob der Richter nachzuprüfen habe, ob es sieb wirtlich

nni Gegenstände des Fortbildnngsnnterrickts bandle.

Wäre cs lediglich Sache der Verwaltungsbehörde, dann

müßte die Revision der Angeklagte,, obne weiteres

zurückgewiesen wcrden. Sei abcr dcr Richter uir Nach¬

prüfung berechtigt nnd vcrpflichtct, dann taue, das

Kammcrgcricht gleichfalls zur Verwerfung der Re¬

vision. Denn das Kammergerickl ici dcr Ansicht,

daß dic militärischem Uebungcn d u r cb n :>. ö e
-

n g e-

cig neter Gegenstand des Fentvildnngsuntcr-

richts scicn, mindcstcns in dcr gcgc»wä>tigen Kricgs-

zcit. Bei dc» Fortbild»»gssch»leii bn,,ixlc es iick

kei » cswcgs um bloße Fachschule», D ie Schüler

sollen nickt bloß vorbereitet wcrdcn fiir den erwählten

Lebensbcruf, foudcrn sic sollcn anck allgcmcine Bil¬

dung erwcrbcn und bcstiirkt ivcrdcu in dcii patriotischen

Gefühlen, Anch sollen sie sich fiir ihr ferneres Leben

eine gewisse Schlagfcrtigkcit erwerben. Tas alles er¬

wachse ans dem militärischen Unterricht.

Es wäre anch zulässig, daß die Uebungen außer¬
halb des Ortes stattfände», iowie daß »ur ibr Vcgiu»
festgesetzt sci, da sich bei militärischen Uebnngen dcr

Schluß »icht vormisfagcn lasse. Und schließlich sci »ock

dic Attsctz»ng fiir dcn Sonntagnachmili.m -.niänin. dn

cin Hanptgottcsdicnst <ij 120 Absatz 1) zn dieser Zeit
in Gnesen nicht stattfinde. Tic Verurteilung sei ne-

recktfcrtigt.

Die Msallgesahrcn im Handelsgeimbk.
Tcr Kricg, dcr fo uugczählte ^pfcr an Gesund¬

heit »nd Menschenleben sordert, muß dazu anspornen,

überall wo es möglich ist, die Erbaltnng der mciiiw-

lichcn Lcbcnskraft als cincr »nscrcr wicktigstcn Wcrt-

qnellen anzustreben. Ein Gcbict, nnf dcm nack dic'cr

Richtung noch anßcrordcntlich vicl gcfchchcn ta»,,, isl

die Unfallverhütung. Beträgt doch die Zahl der iu

den gcgcn Unfall vcrsichcrtcn Bctricbcn dcs Tcutschc»
NcichS jährlich verlctztc» Pcrsoiic» rund Millionen,

dic dcr gctötctcn rund 10 000. Bcdaucrlick ist dabei

ganz besonders, dnß dic Zahl dcr Unfälle in ständigem

Znnchiucn bcgriffcn ist.

Anck im Handclsgcwcrbc ist dic ^ahl dcr Bc-

tricbsunfälle verhältnismäßig groß, TaS hat dazu

geführt, daß dnrch die RcickSvcrsickcrlingsordnnng in

größcrcm Umfange als scitbcr das HandclSgcwcr.be

dcr Unfallversicherung untcrstellt worden ist. Nnck

tz 537 Ziffer 10 und 11 dcr R,V,O nntcrlicgcn der

Unfallversicherung Betriebe zur Beförderung von Pcr-
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soncn odcr Gütcrn und Holzfällnngsbetriebe, wcnn sic
mit cincin kaufmännischen Unternehmcn vcrbnnden

sind, .das über dcn Umfang des Kleinbetriebs hinaus¬

geht odcr die uutcr der gleichen Voraussetzung zur

Behandlung und Handhabung der Ware dienen. Das

NcichsvcrsichcrnngSanit bat bicrzn bestimmt, daß dic

kaufmännisch«! Untcrnchmnngcn übcr dcn Umfang
des Kleinbetriebs Hinansgehen, Wenn in ihnen die

Tätigkeit der von dcn Untcrnehmern bcfchäftigtcn

Pcrsoncn im ganzen jährlich 300 volle Arbeitstage

(Tagesleistung) ergibt. Bei Berechnung der Arbeits¬

tage wird die Tätigkeit dcr Hansdiener, Arbeiter,

Packer, Markthelfcr, Lanfbnrschen, Kntschcr und der

mit ähntichen Arbeiten beschäftigten Personen voll, die

Tätigkeit der kaufmännischen Angestellten, Verkäufer
und dergleichen: nur zur Hälfte angerechnet.

Tiefe gesetzlichen Bestimmungen sind noch rccht
unklar nnd unzulänglich und haben in dcr Prnris schon

zn vicl Schwierigkeiten gcführt. Es sei hier nnr darauf

verwiesen, daß der gesamte rein kauftnännische Betrieb

oder der gesamte rein kaufmännische Tcil cincs Bc¬

tricbcs, insbesondere die eigentliche Kontortätigkeit
(Bnch- nnd Kasscführnng, Briefwechsel) und die Reise-

tätigkeit noch von der Unfallversicherung ausgeschlossen

ist. Ein kaufmännischer Betrieb ist vielmehr nnr

dann gegen Betriebsunfälle versichert, wenn die oben

bczcichnctcn Tätigkeiten (Lagernngsarbeitcn, Tctail-

vcrkauf, Aus-, Eiu- uud Umpacken von Waren, Sor¬

tieren, Vcrmcsscn, Anszcichncn der Waren, Uebergabe
der Ware an die Käufer usw.) in dem Unternehmen

nicht nnr mit einer Regelmäßigkeit vorgenommen,

sondern anch iu cincm erheblichen Umfange verrichtet
wcrdcn.

Eine Folge dieser Ausdehnung der Unfallversiche¬

rung war dic Errichtung dcr „Tctailhandcls-Bcrnfs-

gcnossenfchaft", dic sich ans das ganzc Rcich erstreckt
und alle Versicherungspflichtigen Betriebe umfaßt, Sie

bekam bei ihrer Errichtnng von 36 verschiedenen Bc-

rufSgcnosscnschaftcn Betriebe zngcwicscn, davon allein

von der Lagerci-Bcrnfsgcnosfcnfchnft 32 012. Bis

Endc 1913 kamcn 86 982 Bctricbe bei der Gcnosscn-

schaft znr Anmcldnng. Tancbcn bcstcbcn dic Lagcrci-,
dic Fuhrwerks- nnd manche andcrc Bernfsgenossen-

schaft, dic anch noch kanfmännische Angestellte um¬

fassen, wcitcr sort,
'

Wclchcn Unfallgefahren dic Handclsangcstclltcn

besonders ansgesetzt sind, zcigt cin Blick anf die Be¬

richte der Detail h a ndcl S-B crnfsgenosse n-

schas t. Schon im crstcn Jahrc ihrcs Bcstehcns hattc

sie 5923 Unfälle zn bearbeiten. Von diesen waren 3521

direkt bci dicscr Gcnosscnschaft von dcn Unternehmern

gcmcldet. TicS crgidt anf 1096 Vcrsichcrtc 10,41 ge-

mcldctc Unfälle. Gewiß ist bei anderen Bernfs-

genossenschaften dic Unfallzisser noch höher, doch mnß
man berücksichtigen, daß in den kanfmännischen Be¬

trieben weder gefährliche Maschinen vorhanden sind
noch fenergesäbrliche Tingc bcarbcitct wcrdcn nnd bci-

spielswcise dic Tetailhandels-Bernfsgenossenschaft
nickt mit dcr Rheinisch-Westfälischen Hütten- nnd

Walzwerks-BernsSgenossenschaft verglichen werden

kann. Wie sich bei der Tctailhandcls-Bernfsgenossen-
schaft die Unfälle auf die hauptsächlichsten Unfall-

gcfnhrcn vertcilcn, zcigt folgende Uebersicht: Fall von

Leitern nnd Stcllagcn 619, Fall anf ebener Erdc

(Ansglcitcn, Stnrz) 609, Fall von Trcppcn, Luken, in

Vcrticfnngcn, in AufzugSschächte (bei nicht daran Be¬

schäftigten) 531, Herab- oder Umfallen von Gegen¬
ständen 396, Benutzung einfacher Geräte (Nadel,

Schere. Nagel, Draht) 340, Anf- nnd Abladen und

Hcbcn von Gcgcnständcn (dabei anch Einreihen von

Splittern) 320, Glasbruch 193 usw. Ein schr großer
Teil dcr Unfälle entsteht dnrch Ucbcrfahrcn, Absturz
usw. Non Wagcn und Karren aller Art, nämlich ins¬

gesamt 616. Davon durch cigcnc Wagen dcs Geschäfts
297, fremde Fubrzcuge 171, ccgcuc Fahrräder 136 usw.
Bci den iin Jahre 1913 eingetretenen Unfällen wnr¬

den 18 Personen getötet: 15 blieben dauernd erwerbs¬

unfähig. Am schwersten waren die Unfälle durch Fall;
sie erforderten rnnd cin Drittel der anfznwendendcn
Entschödignngsbeträge.

Die genannte Bcrnfsgcnossenschaft führt auch zu¬

folge bchördlichcr Anordnung cinc Statistik dariiber,

durch wessen S chnld die Unfälle entstanden sind. Es

ist da zu lcscu, daß von den 5023 Unfällen 3156, also
übcr drei Fünftel, anf die Ungeschicklichkeit und Un¬

achtsamkeit des Arbeiters uud dcsscn Unkenntnis der

Gefahr znrückznfiihren ist. Anf die Schnld des Ar¬

beitgebers und Arbeiters zugleich sollen 713, auf.Zu-
sälligtcitcn nnd nicht zu ermittclndc Ursachen 546, ans
Nichtbenntzung gebotener Schutzmittel seitens des Ar¬

beiters, Handeln Wider erhaltene Anweisung, offen¬
baren Leichtsinn 193, maugclhafic BetricbScinrich-

tungcn 75, Gefährlichkeit des Betriebs 66, Schnld von

Mitarbeitern 147, Schnld von dritten Personen 127

Unfälle zurückzuführen sein. Wenn diesc Angaben nlle

richtig wären, so träfe die Unternehmer so gnt wie

überhnnpt keine Schuld an dcn Unfällen. Man darf
dabei nnr nicht übersehen, daß die statistischen Aus¬

zeichnungen znm gnten Teil von den Unternehmern

selbst herrühren.
Am 1. Oktober 1913 wurde der erste technische

Anfsichtsbeamte angestellt. Er konnte im Jahre 1913

nnr noch die größeren Warenhäuser Berlins besichti¬

gen, deren Betriebseinrichtungen er im allgemeinen
als „mustergültig" sand. Seit dem Jahre 1914 sind
zwei derartige Kontrollbcamtc tätig. Die Besichtigung
der Betriebe crfolgt „einstweilen" ohne vorherige An¬

kündigung. Die Berufsgenossenschaft legt Wert

darauf, daß der für die Instandhaltung des Geschäfts
verantwortliche Angestellte sich nn dem Nnndgnng be¬

teiligt. Die Unfallvcrsicherungsvorschriftcn sollen an

geeigneter Stelle im Betriebe ausgehängt werden. Die

Gcnosscnschaft forderte rund 300 größere Firincn auf,
Angcstcllte als „Betricbshelser" auszubilden. Die

Ausbildung soll sich insbesondere auf die erste Hilfe
bei Unglücksfällen erstrecken und dnrch die Ortsaus¬

schüsse des Noten Kreuzes geschehen.
Ans der Darlegung geht hervor, daß sich anch iin

Handelsgewerbe schr viele Unfälle ereignen, die sich
unzweifelhaft vermciden lasscn. Es ist deshalb auch
hier cinc durchgrcifendcrc Unfnllvcrhiitung drin¬

gend zil fordcrn. Tic Arbeitgeber sind nicht so un¬

schuldig an der Entstehung der vielen Unfälle, als das

nach, der Statistik erscheint. Trotzdem soll zugegeben
werden, daß es die Arbeiter nnd Angestellten selbst
auch öfter nil der nötigen Vorsicht felsten lassen. Anch
sie zii größerer Achtsamkeit ttiifznsordern, soll mit der

Zweck dieser Zeilen scin. Sind schon Krankheiten viel

leichter zii verhüten als zn heilen, so erst recht die ge¬

waltsamen Schädigungen nnscres Körpers, die Un¬

fälle, Tie Angcstclltcn solltcn sich vergcgcnwärtigen,
daß lim eine Unsallrente immer cin schwcrer Kampf
zn führen ist nnd niemals der volle Schaden ersetzt
wird, den ein Verletzter gehabt hat. F. Kl.

Die Muffen in dcr TcMranche.
Tic Zeitschrift des Tcntschcn Tertilarbeitcr-

verbandes hat nntcrm 16, Jnli cine Abhandlnng ge¬
bracht, dcr wir folgcndcs entnehmen:

„Tic Arbeitslosigkeit in der Tertilindnstrie nimmt
zn, und anstatt zu scheu, wie die. arbeitslos werdenden

Arbeiter zu einer ncucn Existcnz kommcn, uchmcn
ivir währ, wie von Ta« zn Tag mehr vcrsncht wird,
rirssische Ar'beits'kräftc, Textilarbeiter aus

Lodz, einzuführen, Zeicht nnr von eincm sich zn dicscm
Zwecke konstitniert habeilden Komitee ans geschieht das,
sondern auch durch Handelskammern lind Agcntcu.
Es wird von russischen Arbeitern berichtet, daß in Lodz
ein Anschlag vorhanden ist, durch den 10 000 bis 12 000
Tcrtilarbcitcr nach Teutschland gesucht wcrdcn.

Im „Sorancr Tageblatt" erschien kürzlich folgen¬
des Inserat:

„Falls cs den Fabrikanten nn Textilarbeitern
mangelt, tönncn solche aus Russisch-Polen hcraugezogcu
werden. Näheres durch die Handelskammer,

Tic Handelskammer. I. A,: Dr. Schulz."

Dieses Inserat hat bei der Arbcitcrschaft in der

Nicdcrlansitz große Aufregnng hervorgerufen, denn
hicr rückt das Gespenst der Arbeitslosigkeit immcr
näher. Tatsache ist, daß sich viele Fabrikanten dazn
rüsten, drei- bis viertägige Arbeitszeit pro Wochc cin-

zufiihrcn. Da ist cö doch nncrhört, Hnndcrtc von

Arbcitcrn ans Rußland hcranznholcii! Zur Hcr-
stclluug dcr Produkt« braucht man sie nicht, B ra ncht
man sie etwa zum Lohndrücker!? Es mnß
wohl bei manchem Fabritantcn dics die Tricbfcdcr
zn dcm Import russischer Arbcitskräftc sein. Uns
ivird berichtet, daß Unternehmer in dcr Lausitz dic
Wünsche dcr Arbeiter mit der Bemerkung abgewicscn
habcn: „Wcnn Ihr nicht z,,fricdcn seid, holen ivir
nnS Niissen herein." Diese Mittcilung, wird uuS von

durckxuiS glaubwürdig« Scitc .gemacht, und ivir haben
um so wcnigcr Grnnd, an dcr Nichtigkeit zu zwcifcl,,,
als nus ja noch in gntcr Erinnerung ist, ans wic
wcnig Entgegcnkommcn dic Nicdcrlansitzcr Textil¬
arbeiter bei den dortigen Unternehmern zn rechnen
haben. Es wird jetzt gerade ein Jahr, daß 30 000

Lansitzer Textilarbeiter anf die Straße gesetzt wurden,
weit die paar Forster Walker einen Lohn forderten,
dcr crhcblich niedriger war wic der Lohn, dcr hente an

Walter ans Rußland gezahlt wird.
Es sind schon eine ganzc Anzahl russischcr Arbcitcr

nnd Arbeiteriimen i» den Orten der La »fitz nnd
N i e d e r s ch l esien beschäftigt. Die Deutsche Woll-

Waren-Mannfnktur in Griinberg hotte schon Mitte

vorigen Monats 30 männliche »nd 2 weibliche polnische
Arbeiter in Beschäftig»»,-,. Auch in G n b e n sind
solelsc Arbcitcr: ein Teil davon allerdings schon scit
mchrcrcn Jahrc».

Turch ciuc Nnndfrage unfcrcs ZcntralvorstandcS
wurdc fcstgcstellt, daß in Forft zirka 160 Russcn in

Tcrlitsabrikcn bcschäftigt sind. "30 davon wnrcn bcrcits

vor Kriegsausbruch in Forst.- Die Leute sind durch
einen Obcrstciger der Fürstlich v. Pleßschen Gruben in

Lodz angeworben worden, haben nbcr dort die Arbeit

niedergelegt, dn sie im Akkord nur 2,50 Mk. verdienten.
Sie sind dann in Forst angenommen wordeil, nnd zwar
in der Walkerei zil 20 bis 24 Mk,, in der Appretur zu
19 bis 2V Mk. und in der Färberei zu 18 bis 20 Mk.
Die Allgemeine Ortskrankenkasse in Forst soll deN

Unternehmern mitgeteilt haben, daß auf Grund einer

Ministerialverordnung Allsten nicht mehr als Mit¬
glieder geführt werden. Anch die Beitragsleistnng zur
Jnvasidenversicherung ruht. Man darf da Wohl fragen:
Was geschieht mit den Arbeitern, wenn sie erkranken?
Werden sie dann von den Unternehmern durchgehalten,
bis sie wieder genesen siiid oder schiebt man die armen

Menschen etwa dann wieder ab? Das letztere wäre
ja ein unerhörtes Vorgehen! Auch in die Textil¬
betriebe Sprember,gis sind schon im Jnni 30 bis
40 Russen vermittelt wordcn; hente sind cs vicllcicht
schon mehr. Die Leute sind durch die „Arbeitcrfürsorge
Berlin-Lodz" vermittelt worden. Die meisten sind als

Arbeiter, Wolfer, Auskratzer, Kcsselhcizer, Karren-

schicbcr iind dcrglcichen verwandt wordcn; cinigc
wurden als Weber bzw. Weberinnen beschäftigt. Die
Arbeiter Sprembergs behaupten, daß bei Material¬

mangel die Einheimischen zuerst aussetzen müssen,
während die Russen weiterarbeiten. Es ist menschlich
ganz begreiflich, namentlich unter den jetzigem Ver¬
hältnissen, daß derartiges die einheimischen Arbeiter
noch mehr erregt.

Man kann cs Wohl verstehen, daß man fich be¬

müht, die bcdancrnSwertcn Lodzer Arbeiter, die durch
den Kricg iim ihre Existenz gebracht wnrden, wieder
in Beschäftig,ing zn bringcn. Aber dann bringe mnn

sie in Bcschästignng, wo im Lnndc Arbcitcr tntsächlich
fchlcn. Vor allcin muß es ausgeschlossen scin, daß man

dicsc Arbeiter als Lohndrückcr hcrcinholt. Dagegen
ist mit aller Schärfe zii protcsticrcn. Män gcbc uns

die Namen solcher Fabrikanten an! Denn Lohndruck
will auch dic Negicrimg nicht, wic ans nachfolgendcm
Schrcibcn ersichtlich ist. Die Zittauer H a n dels-
k a m m c r sandte nämlich an nnsere Oberlansitzcr,Gan-
verwaltnng solgcndcs Schreiben:

„Zittau, den 7. Juni 191b.

An die Ortsgrnppc Kirschan-Cuncwalde dcs Dcutschcn
Tcrtilnrbcitcrvcrbandcs, zu Händen dcs Herrn lwu dcu

Bcrg, Kirschau.
Bon cincr außersächsischcn Handelskammer wird

beabsichtigt, fiir dic unter Mangel an Arbeitskräften leiden¬
den Tcrchilsirmcn ihrcs Bezirkes russisch-polnische Arbcitcr
aus dcn okkupicrtcn Gebieten Rußlands heranzuziehen,
wozu laut Erlaß dcs preußischen Ministeriums des'Innern
bom 1, Mai 1915 dcr Nachweis zu crbringcu ist, daß dic

Beschaffung bou geeigneten Kräften aus dcm Jnlaudc, ins-

besundcrc aus deni Königreich Sachsen nicht möglich ge¬
wesen ist,

Dic in Frage kommende Kammer hat au uns das

Ersuchen gerichtet, ob und in ivclchc», Umfauge Angebot
bou Arbeitern nus der Tcrtilbrnnche besteht. Bevor wir
dicscm Ersuchc» entsprechen, ivcudcu wir nns an Sic mit
dcr Bitte, uns Ihre Ansicht hierüber gcfl, niitzutcilcu.

Für dic Ihnen verursachte Mühewaltung danken ivir
Ihnen im voraus verbindlich.

Das Sekretariat dcr Haildelskammcr. Döring."

Kollege v. d. Berg antwortete darauf folgendes:

„Kirschau i. Sa., den 10. Juui 1015.

An das Sekretariat der Handclskammcr, zu Häudcu
dcs Herrn Sekretärs Döring, Zittau.
Aus Ihr gcfl. Schrcibcn vom 7. d. M. crwidcrc Ihucu,

daß iu dcr Kirschaucr Textilindustrie augenblicklich eiu
schlechter Geschäftsgang ist. Picle Arbcitcr arbcitcn uur

nbtcilungswcise eine Wochc um die andcrc. Es iväre somit
nicht unmöglich, cinc Anzahl Txtilarbcitcr bereitzufiudcu,
uach auswärts Arbeit'anzunehmen.

Um dieserhalb aber an dic Arbeiter heranzutretcu, ist
cs nötig zu wissen, unr welchen Bczirk cs sich handelt, wclchc
Artikel dort hergestellt ivcrdcn. und ivic die Lohn- und
sonstigen Arbeitsverhältuissc sind,

Sollten Sie mit diesen gewünschten Angabcn dicncu
können, so würde ich in dcr Lage sein, mich weiter in der
Sache zu bemühen.

Hochachtungsvoll" MutcrfchrifbZ
Wir meinen, in ähnlicher Weise ließ sich durch¬

weg die Sache machen. Aus Thüringen, aus

Criminitscha u, ans dem Nhcint a n d wird ge-

nieldet, daß Arbeiter in Textilbetrieben entlassen wcr¬

den, ja daß ganze Betriebe zum Stillstand komme».Da
muß es als selbstverständlich angesehen werden, daß sich
die Handelskamrncril crst bci dcn Organisationen der
Arbeiter erkundigen, ob die gesuchten Arbeitskräfte im
Jnlande zn haben sind. Dabei ist nntürlich nötig,
daß namentlich für Spinncreibetricbe genau angegeben
wird, welche Kategorie, von Arbcitcrn bzw. Arbeite¬
rinnen gesucht wird. Fragt man z. B. in dicser Weise
bei nnscrcr Zentralverwaltung an, so lvird die, weil
sie weiß, wo solche Arbeiter in Beschäftigung stehen,
schnell feststellen können, ob freie Arbeitskräfte Vor¬

hände» sind. Daß man noch immer damit rechnet, in
Deutschland Arbeitskräfte fiir Streichgarnspmncreien
zn den primitivsten Bedingungen zu erlange», ersieht
man doch anö folgender Offerte einer wiirttemborgi-
sche» Firma:

„Dieteuhcim fWürttcmbcrg), ll). Juui 1»1S.

Hcrr» Hcrmanu Scidcl, Michail i. Sa., Mühlgassc 6.

Auf Ihre gcfl. N'nrlc vom 17. d, M. teile ich Ihnen,
mit, daß ich für gcwnudlc Fndcumnchcr hcznhlc: pro
Stunde Tngcsnrbeit bis zn 2S Pf,, Pro Stunde Nachtarbeit
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bis zu 30 Pf. bei clfstündiger Arbeitszeit. Da Sie be¬

tonen, das; Sie eine Anstcllung als Spinner wünschen, so
nehme ich an, daß Sie Hartmaunschc Strcichgnrnsclfaktorcn
neuesten Systems vollständig kennen, daß Sic die Ein¬

stellung des Zuges genau verstehen, daß Sie die Schlüsser
air den Seilen inachcn, wic überhaupt die gesamte Ein¬

stellung des Seifaktors zum richtige» Gang der Maschine
selbständig ohne fremde Hilfe ausführen können. Ist dies

nllcs der Fall, so wäre bei mir der Posten eines Spinners
für 4 Selfaktoren von je 420 Spindeln bci Tag- und Nacht¬
betrieb. Sie müssen in Ihrer Schicht natürlich nn den

Selfaktoren mitarbeiten und nllc vorkommenden Störungen
an der Maschine schnellstens beheben.

Für einen derartigen Pusten bezahle ich 24 Mk, pro

Woche, wobei Voraussetzung ist, daß'Sie sich vor Ihrem
Eintritt vcrpslichtcn, inindcstens

'

ein Jahr hierznbleiben,
da ich auf derartigem Posten su lvenig wie möglich Wechsel
wünsche. Sie hätten aus diesem Grund cine Kautiou vun

10 Mk. zu stellen.

Ich spinne halbwollene und baumwollene Garne nach
dem Streichgarnsystem und bitte um Einsendung von

Zeugnisabschriften, aus denen ersichtlich ist, daß Sie in

dieser Branche bereits tätig wnren. An Reisegeld würde

ich Ihnen 25 Mk. bevorschussen, die Ihnen pro Zahltag in

Raten von 1 Mk. abgezogen! würden.

Teilen Sie mir bitte umgehend mit, ob Sic dicser
Aufgabe gewachsen und bereit sind, zu dicscn Bedingungen
bei mir zu arbeiten. Ebenso ersuche ich noch uin Ausgabe
Ihrer Familienvcrhältnissc soivic Eiusciidung einer Photo¬
graphie.

Inzwischen zeichne ich

Achtungsvoll Anton Schupp."

Wer KewerKschaftsdisziplin
bringt die Zeitschrift des Verbandes der Gastwirts¬
gehilfen eine Abhandlung, in der es heißt:

„Das Wort Disziplin hnt verschiedene Bedeutungen
und-läßt sich mit einem dentschen Wort nicht er¬

schöpfend erklären. Wenn man es, wie es in der Regel
geschieht, im Hinblick auf militärische Verhältnisse ge¬

braucht, dann bedeutet es so viel wie Manneszucht:
die Pflicht der Unterordnung unter die Befehle des

Vorgesetzten: für diese nber in gleicher Weise wie auch
für die Untergebenen die Respektierung der ge¬

schriebenen uNd ungeschriebenen Gesetze, das Bewußt¬
sein, Glieder eines gemeinsamen Körpers zu sein,
dessen Ehre und Ansehen jeder einzelne zu wahreil hat.
Iil dieser Bedeutung wird das Wort auch von anderen

Einrichtungen und besonders in bezug auf die Ar¬

beiterorganisation gebraucht.
... "Zwischen.-der militärischen'Disziplfnlind^der in

den Gewerkschaften geübten'"Disziplin bestecht" jeddch
ein großer Unterschied. Der Soldat hat die un¬

bedingte Verpflichtnng, schweigend zil gehorchen. Er

muß jeden Befehl, anch wenn er ihm noch so wider¬

sinnig erscheint, unweigerlich ausführen, wenn cr nicht
den barbarischen Strafen verfallen will, die znr Auf¬
rechterhaltung der „Disziplin" ersonnen wurden. Wie

schwer auch in verhältnismäßig härmlosen Fällen die

sogenannten Subordinationsvergehen in jeder Armee

bestraft werden, ist bekannt. Bekannt ist aber anch,
wie diese unbedingte Snbordinationspflicht oft genug

militärische Vorgesetzte zu schweren Ausschreitungen
verleitet, die nur sehr selten eine gebührende Sühne
finden. Die schmähliche Feigheit, die sich in der

niederträchtigen Mißhandlung wehrloser Untergebener
äußert, findet leider bei uns fast regelmäßig milde

Richter.
Zur Begründung der mit Blut geschriebenen

Militärgesetze wird ins Feld geführt, daß eine straffe
Disziplin eine unumgängliche Voraussetzung siir die

Erfüllung der dem Heer zufallenden Ansgaben ist.
Die, Gewerkschaften find aber in gewisser Hinsicht
einem Heer vergleichbar. Wenn die Kämpfe der or¬

ganisierten Arbeiter auch nicht mit Mordwaffen aus¬

gefochten werden, so müssen die Gewerkschaften doch
ständig kriegsbereit fein. Sie stehen, anch wenn kein

offener Kriegszustand herrscht, fortwährend einem

Feind gegenüber, der jede Blöße erspäht nnd sie aus¬

zunützen versteht. Die Gewerkschaften können z»

keiner Zeit abrüsten; in dein Augenblick, in dem ihre

Wachsamkeit erlahmt, gehen ihre Errnngeiischaftc»
verloren und der Unternehnier besetzt von neuem die

ihm mühselig abgerungene Position. Muß die Ge¬

werkschaft schon in verhältnismäßig ruhigen Zeiten
stets ans dem Posten sein, um wieviel mehr dann,
ivenn sie genötigt ist, einen Kampf zn führcn, sci cs,
nin neue Vorteile zu erringen, sei es, nm Verschlechte¬
rungen abzuwehren. Daraus solgt, dnß in der Ge¬

werkschaft nicht minder Disziplin herrschen muß als

im Heer.

, Die Grundlagen der Gewerkschaftsdiszipliu sind
aber besonderer Art. Das ergibt sich schon ans der

demokratischen Verfassung, unserer Organisationen,
Schon der Beitritt zum Verband ist ein freiwilliger
Akt des einzelnen, der damit zum Ausdruck briugt,
daß er gewillt jst, mit seinen Kollegen für die gemein¬
samen Interessen zn wirke». Jn der Organisation
sind alle Mitglieder gleichberechtigt, ihre Rechte und

Pflichten sind begrenzt dnrch das Statut, nu dessen
(^cstaltiiilg jeder mitwirkst Praktisch ist allerdings
die Generalversaininlnng, der Vcrbandstag, die Stcllc,

Welche die Gesetze der Organisation bestimmt. DaS

widerspricht jedoch nicht den demokratischen Grund¬

sätze», denn bei der großen Zahl voll Mitgliedern, die

ans einem weiten Gebiet verstreut wohnen, ist cin

anderer Weg als die Wahrnehmung der Rechte der

Mitglieder dnrch gewählte Delegierte nicht wohl
möglich.

Znr Durchführnng der Beschlüsse, die für nlle

gelten, und zur Wahrnehmung der laufenden Ver-

wnltungsgeschäftc sind Funktionäre notwendig, dic

teils chrennmtlich tätig sind, zum Teil nbcr auch dic

Tätigkeit des Gcwerkschaftsbeamten berufsmäßig aus-

iibcii. Das riesige Wachstum der Gewerkschaften hat

znr Folge gehabt, daß die Zahl der Geivcrkschafts-
benmten cine beträchtliche Höhe erreicht hat. Von

manchen Seiten wird das als eiil Uebel empfunden,
aber auch diejenigen, die die Tinge fo beurteilen,

müssen gestehen, daß es sich hier um eiil notwendiges
Uebel handelt. Der Umfang der Geschäfte fowohl an

den Zentralstellen der Gewerkschaften als anch bei deil

bedeutenderen Landesftellen ist so angewachsen, daß
ihre Bewältigung bernfstätigen Mitgliedern, dcncn

nur die wenigen Feierabendstunden zur Verfügiing
stchcn, nicht mehr zugemutet werdcu kann, soll nicht
die Organisation schweren Schaden erleiden.

Ein Moment muß aber stets ini Ange behalten
wcrden: die Fnnktioncire des Vcrbandcs, dic chrcn-
amtlich tätigen sowohl als auch die besoldeten, sind
nicht Vorgesetzte der übrigen Mitglieder, sondern
inncrhalb der Organisation deren gleichberechtigte
Kollegen. Niemand kann ans Grnnd seiner Eigen¬
schaft als Funktionär blinde» Gehorsam sordcrn. Aber

Ausgabe der Funktionäre ist es, die Tnrchführnng der

von der Gesamtheit der Kollegen oder von deren be¬

rufenen Vertretung gefaßten Beschlüsse zii über¬

wachen. Wenn der Funktionär im Einzelfall darauf
dringt, daß bestimmte Handlungen getan oder unter¬

lassen werden, dann wcrden die wohldiszipliniertcn
Gewerkschaftsinitglieder diesen Anordnungen Folge
leisten. Ihnen wird damit kein militärischer Kadaver¬

gehorsam zugemutet; sie wissen, daß es sich hier nur

darum handelt, Beschlüsse durchzuführen, an deren

Zustandekommen der einzelne persönlich oder durch
seinen beanftragten Vertreter mitgewirkt hat.

Das Geheimnis des Erfolges der Gewerkschaften
und der gesamten Arbeiterbewegung liegt darin, daß
die Massen nach einem einheitlichen Plan einem ge¬

meinsamen Ziel entgegengeführt werden. Das Be¬

wußtsein, das uns alle erfüllt, daß die Verfolgung
dieses Zieles der Gesamtheit nnd damit jedem ein¬

zelnen zum Vorteil gereicht, daß wir zusammenhalten
müssen, wenn wir 'Atv'äs'-errerchen"-w'ollen,'"'föröe'rt
unser Solidaritätsgefühl, und dieses ist die Grundlage
der gewerkschaftlichcnTisziplin, die gleichbedeutend ist
der freiwilligen Unterordnung des eigeneil Willens

unter den Willen der Gesamtheit. . . .

Die gewerkschaftliche Disziplin verlangt also nicht,
daß die Befehle eines einzelnen oder eines kleinen

Konventikels von der Masse blindlings uiid ohne
Widerspruch befolgt werden, fondern es ist derWilIc
der Massen, dessen Respektierung dem ein¬

zelnen znr Pflicht gemacht wird. Das innß sich dcr

gutc Gewerkschaftler stets vor Augen hasten. Nicht
immer wird es vorkommen, daß die gefaßten Bc¬

schlüsse die Zustimmung jedes einzelnen Mitglicdcs
finden, und wer unzufrieden ist, hat das Recht, zn

kritisieren. Abcr die Kritik wird nur dann Nutzen

stiften, wenn sie von dem Gedanken geleitet ist, das

Wohl der Gesamtheit zu fördern, lind wenn der

Kritiker nicht außer acht- läßt, daß auch die andere

Seite das Beste gewollt hat. Werden diese Grund¬

regeln nicht beachtet, dann ist die Kritik schädlich, sic
untergräbt das gegenseitige Vertrauen, diese Voraus¬

setzung cincr straffen Gewerkschaftsdisziplin. Eine

undisziplinierte Arbeiterschaft aber ist wehrlos der

Willkür des Unternehmertums und der Staatsmacht
ansgcliefert!"

Zur Fage der Angestellten

Der Fabrikantenverein zu Velbert hnt sich in

scincr Sibuug vom 7. Juni mit dcr Frage hcfnßt, Ivic ver¬

hütet, ivcrdcn tan», daß dic Herren Fabrikanten etwa'noch
Beiträge für dic Rcichsversichcrung für ihre im Fcldc
stchcudcu Augcstclltcu bczahlc» müssc». Dar»,» ivurdc

ci» Gutachtcn bci dcm RcchtSnnwnIt Müllcr i» Velherl

eingeholt, der de» Fabrikanten nucmpsichlt, folgcudc
licbeusmiirdigc Mitteilung au die Augciiclltcn in das Fcld
nachzuscudc»:

„Ihrc Einberufung zum Militär vctrachtcu ivir nis

eine sclbstverständliche beiderseitige, stillschweigcude. Auf¬
hebung bzw, fristtose Kündigung des Dienstverhältnisses."

Damit würdc — nach dcr Meinung dcs Hcrr» Reckts-
anwalts Müller — den gesetzlichen Vorschriftcn Genüge
geleistet sein. Ueber niornlische Vorschriften hat der Rechts-
auivalt Zciu Gutachten abgegeben. Darum sei es uns ge¬

stattet, zu sngcn, daß das Vorgehen dcr Fabrikanten „vor¬

nehm" isk. Dabci wollcu ivir nicht-uutcrlnsscu, zu 'betonen,
daß dic Vclvcrtcr Fabrikanten zum größte» Teile Hccrcs.
licfcruugcu nussührcu, einzelne lasscn Tag und Nacht'ar¬
beiten. Su lvird eine gerechte Verteilung dcr Lasten dcs

Kricgcs gewahrt, dcr cine erzielt eiucu Höhcrc» Gewinn

Nils Heercölicfcruugcu, dcm audcrcu ivird dic Entlnssnng
in dns Feld nachgesandt. H. v, M.

Sozialpolitische Angelegenheiten

Versicherungsgesetz für Angestellte und Kriegs¬
teilnehmer. Ter Bundesrat wird voraussichtlich in der!

nächsicu Feit cinc Verordnung erlassen, wonach dic Kricgs¬
zcitcn deujcuigcn Aiigestellteu, die zum Heere einberufen,
sind, als Beilragszeiten sowohl bci dcr Bcrechnnug der

Wartczcit als auch vci dcr Bcrechnuug dcr Versichcrungs-
Iciiilingcn nnperechnct werden, ohne dnß Beiträge für diese
Zeiten entrichtet zu ivcrdcn brauchcu,

Ticsc Verordnung würde einer seinerzeit vom Abge-
ordneten ,ö o ch im Reichslage gegebene» Anregung cnt-

sprccbcn, »nd nnch mil dcni bcrcils bciiehc»den Vorschriften
dcr allgcmcincn Invalidenversicherung im Eiutlnug stehe».

Der Verband deutscher Detnilgeschöfte der

Textilbranche bnt cine Dcnksckrifr übcr dic Fort¬
bild u u g s s ch u l c f ü r V c r k ä u f c r i n n c n ver¬

öffentlicht, dic von dem Schulinfpektor A. Kasten-Hamburg
bcnrbcitct wordcu iir.

Dic Tenkschrist iii dcn Ministerien dcr Bundesstnatcn
und sämtlichen Handelskammer,, zugestellt ivordc», — Iii
dem Vorwort zu dcr Denkschrisl heißt es:

„Tcr „Verbaud deutsel,er Tctnilgeschäfte der Tcrtil-

brnuchc, Sitz Hamburg", bat cs stets als sciuc vornehmste
Aufgabe bctrachter, dcr Fördcruug ruid Hebung des tauf-
mäunischcu Pcrfo»nls, insbciondcre dcs Bcrussstandcs der

Verkäuferinnen scine r'lufmerksamtcit und Pflege zuzu-
'wcuben. Insbesondere hat cr sich für dic Errichtung von

Vcvkäufcrinncnschille» ciugcscbt, Iu Verfolg dcr auf scincn
HnuplvcrsN'MmIungctt gefaßtem Bcschlüsse hat dcr Verband
dic Jdec dcr VcrtänfcrinueuichuleiN in immer wcitcrc

Kreise zii tragen gesucht. Dieser Arbcit iit der Erfolg
uicht versagt geblieben. Das Problem dcr Vertäuferiiincii-
schulc», dem die schlilprnris zunächst n»r lniteiid gegcn-
übertrat, hnl cinc übcr Erwarten schncllc Lösung gcfundcu,
cin Eudcrgcbuis. das mau um so höher einschätzen darf,
mcnu man crwägt, daß die Schulpraxis wohl immcr gründ-
lcgcndcn Ncncrnngcn im Anfbnn und iu dcr Abgrcuzuug
dcr Aufgnbeu der Schulc gcgcunvcr Furückhaltnng sich nuf-
cricgt.

lim der im starken Fluß befindlichen Bewegung auf
Errichtung von Vcrkänferinnenschulcn bzw. Vcrtäusc-
rinucnkursen einige Richtlinie'» zu bieten uud zugleich der

Idee ncuc Freunde zu gcwiniic». habcu ivir uus ent¬

schlossen, das dcrzcit vorhnndcnc einschlägige Material zu
fammciu, zufnmmcnzuslelleu und durch einen hervorragen¬
den Fachmann, dcn Schulinipektor A. Kaste» in Hnmburg,
bcnrvciicn zn lasscn."

Kaufmannsgerichtswahlen. Tcr Bundesrat hat
folgende Verordnung crlasscn:

„Dic Amtsdauer der Bcisitzcr der Gewcrbegcrichte und

dcr Kaufmannsgerichte ivird, sowcit sie vor dcm 81. Dc-

zembe,r ,1910 abläuft, bis zum 31. Dezember 1910. ver¬

längert.
' - ''-. '-' '

Aus der Augestellten-Senieguug

Die Kranken- und Sterbekasse des Verbandes
der deutschen Versicherungsbeamten, die schon
längere ^cit dic Beachtung der mnßgcbcndcn Kreise nin

sich gczuge» hatie und übcr deren Gcfundungsuiaßrcgclu
i» Nr. 14 der „HandluugsgeKilseu-Zeitung" berichtet wor¬

den ist. hat sich — wic uns berichtet wird —, am 10. Juli
1915 aufgelöst. Diesc Nachricht ist für dic Mitglicdcr
dieser Kassc wichtig, als sic ikre Bciträgc au sie gcznhlt
hnbcn, aber nach beendeter Liquidation kciuc Lciiiniigru
mchr von ihr erhalten. Mir der Auslösung wird dcm

falschen Standesdünkel, welcher lcidcr wcitc Kreise unscrcr

Kollegcnschaft bebcrrschtc und noch beherrscht, cin harter
-schlag versetzt wcrdcn. Dicscr Dünkel ging dahin, daß
manche junge Kontorisren und Kontoristinnen kcincr Orts¬

krankciikasse angehören wollten; sic sagten: „Nein, rnn

Gottcs willcn, wns denken Sie; ich trete in cinc Privnt-

traiikciikcrssc ei»!" Dieser einfältige Gedankciigang, ivcnn

man überhaupt Gedanken damit in Verbindung bringen
tnnn, ivurdc von der Agitation der mit Krankenkassen ans

gestatteten Verbände nusgenutzt, Tcr Ritglicdcriiaud
viclcr Verbände wird sosort aus ciu Geringes znsammcu-
schmclzcn, wenn dcrc» Krankenkassen sich auflösen müßten,
lind dies, Kolleginnen uud Kollcgeu, gibt zu bedeuten.

An Euch alle muß dic ernste Mahnung gerichtet werden,

dicjcnigen Bcrufsgcnosscn, die bishcr uuserem Zentral¬
verbände der Handlungsgehilfen fern standen, sür uns zu

gewinnen. Werbet unserem Zentralverband nene Mit¬

glieder!

Rnndschan

Die Generalversammlung des Deutschen
Metallarbeitervcrbandes vom 28, Juni bis 3, Juli
1915 war schon i» ihrcu, Umfange bceiuslußt dnrch den

>1ricg, Anwcscnd wnrcn 100 Delegierte, 17 Bezirkslcitcr,
4 Vertreter dcs Vorstandcs, jc 2 Vcrtrctcr des Ausschusses
nub des Vcrbandsorgnns, sowic Vcrtrctcr dcr Brudc»

vcrbändc ven Dnnciuark, Schwcdcu, Norwegen, Ocstcr-
rcich, Ungarn nnd der Schweiz, Aus dem Bcricht dcs Vor?,

stcmdcs, dcr ,u zwci umfangreichen Jahrbüchern vorlag, ist
dic gewaltige Einwirkung des Kricgcs auf dic Tötigkcit
dcs Verbandes klar ersichtlich. Das Vermögen des Ver¬

bandes betrug nm Schluß dcs Jahre 19l3 in dcr Haupi-
knssc 13 ! 12 004,92 Mb, in dcu Lokalknsscu 5 438 735,<>2 Mk.

Am Schluß dcs Jahrcs 1914 betrug das Vermögen "des'

Verbandes iu der Hauptkasse 11 544 353,94 Mk.. in dc»

Lokalkasscn 5 050 875,81 Mk. .Nach dicscu Zahlen hat dos

Gesnmtvcrmögcn iu der Hauptknsse zwnr »nr um zirtn
1 .',<> Millionen Mark ahgcnommcu, aber das Rcsultat iit

auch nur dadurch crziclt, dnß init Kriegsbcgiuu die Unter

slützuiig für Kranke aufgehoben wurde, sonst hätte der Vcr-'

mögenöbestand ciuc wcit größcrc Verminderung erfahren.
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Das gcht aus dcm Vcrglcich folgender Zahlen hcrvor. Tic

Ausgäben dcs Vcrbnudes bctrugcn im Jnhrc 1913 in

Krankheitsfällen 4 188 345,30 Ml., nir Arbeitslose
3 229 200,93 Ml. Demgcgcnübcr wnrdcn im Jahre 1914

ausgcgebcn für Nrbcitölosc 7 394 311,65 Ml„ sür Unter¬

stützung in Krankheitsfnllcn 3 332 282.55 Mk, Daraus

gcht nnzivcidcntig hcrvor, daß, wcnn, dic llnterstützung in

Krankhcitsfällcn bei Bcgiuu dcs Krieges nicht aufgehoben
wäre, mindestens die doppelte Summe für Unterstützung
in Krankheitsfällen verausgabt ivordcu wäre. Die Mit¬

glicdcrzahl betrug am Schluß dcs Jahrcs 1913 544 946, nm

Schluß des Jnhrcs 19l4 322 917. Dcr Rückgang der Mit¬

glicder sctzt sich solgcndcrmcißcn zusammcu: Zum Hccrcs¬

dicnst sind cingczogcu bis zum Jahresschluß 1914 192 b'43.

Der Reit ist "vcrlorcn gcgnngcn auS nicht angegebenen
Gründen, wahrscheinlich cin Teil infolgc dcr vermindertcn

Beschäftigung in dcr Mctallindustric bis zum Kriegsbcginn,
und außcrdcm wcrdcu dnruutcr noch dicjcnigcn sein, die

sich bcim Einzug zum Hccrcsdicujt nicht rechtzeitig beim

Vcrband abgemeldet hatten.

Zum Vcrbnndsorgan gab Redakteur Schcrm zunächst
einc Begründung seiner Stellung zu dcr Situation scit
Kriegsausbruch. Hierzu lagen ciue Reihe von Anträgen

vor, dic ciuc längere Aussprache zcitigten. Alle dicse An¬

trägc wurdcu durch cincn auf dcr Generalversammlung
neu cingcbrnchtcu Autrag als' erledigt erklärt, wonach von

dcr Redaktion dcr „Mctallnrbcitcr-Zeituu«" erwnrtct wird,

dnß sic in Zukunft möglichst der gepflogenen Aussprache
Rechnung trägt und sich während des Krieges ciucr ange¬

messenen Zurückhaltung befleißigt. Es gilt dies besonders

sür die Behandlung von inncrcn Partcistrcitigkcitcn dcr

sozialdcmokrntischen Pnrtci.

Tcr nächstc Punkt, Einführung von Staffelbeiträgcn,
war infolgc ciues Beschlusses der im Jahre 1913 in Brcs¬

lau stattgefundcucn Generalversammlung aus die Tagcs¬
ordnung gekommen, «odanir hielt der Vorsitzende Schlicke
cincir Vortrng über: „Sozialc Aufgaben während des

Krieges uud die Gewerkschaft." Einc Resolution legte der

Rcfcrcnt dcr Gencralvcrsnmmlung nicht vor. Jcdoch ge¬

laugte im Anschluß au das Referat folgcndc Resolution
einstimmig znr Annahme:

„Nach Beendigung dcs Krieges wcrden voraussichtlich
viclc Kricgstcilnchmcr uutcr einer langcn und schweren

Arbcitslosigkcit zu leiden haben. Dicscn cinc ausreichende

Untcrstütznng zu sichern, betrachtet die 12. ordentliche Gene¬

ralversammlung dcs Deutschen Mctallarbcitcrveroaudcs als

eiue Pflicht und als cincn Akt dcr Dankbarkeit und An¬

erkennung.
Die Generalversammlung erwartet von den Gcmcin¬

dcn Tentschlnnds, die während des Kricgcs dic Arbeits-

loscnftirsurge eingeführt haben, daß sie dicse Einrichtung

solange beibehalten, bis an ihrer Stelle eine Arbeitslosen¬

versicherung ans rcichsgcsetzlicher Grundlage durchgcführt

ist. Die Generalversammlung fordcrt in den Gemeinden,

die bisher Einrichtungen zur Unterstützung Arbeitsloser

nicht getroffen habe», die baldigste Einführung dieser Maß¬

nah nie.
-

.

Tn nicht alle Gemeinden infolge der starken Inan¬

spruchnahme ihrer Mittcl in der Läge sind, die Kosten der

Einrichtung aus eigenen Kräften zu bestreiken, fordert die

Generalversammlung die Bereitstellung von Mitteln durch
das Rcich."

Zum Schluß faßte die Generalversammlung folgende
Resolution:

„Tic Generalversammlung protestiert gegen die fort¬
dauernde ausnahmcrcchttiche Behandlung der Mitglieder
des Teutschen Mctallarbeiterverbaudcs in den Betrieben

dcr Bahcrischcn Vcrkehrsverwaltung.
Die von dcr Bayerischen Staatsregicrung gegen die

arisnnkmercchtlichc. Behandlung unserer Mitglieder in den

Betr:evc,! ccr Vcrkehrsvermaltnng vorgebrachten Gründe

und Bedeuten entbehren jeder sachlichen Grundlage. Der

Teutsche Mctallnrbciterverbaud hat sich, als ein Glied der

deutschen rrcicn Gewerkschaften, als einc große sozialc und

wirtschaftliche Notwendigkeit erwiesen. Die Aroeitslosen-
und Kriegsunlersrützung des Deutschen Metallarbeiter-

Verbandes hnt wesentlich dazu beigetragen, die soziale Not

zu lindern, während dic Bayerische Staatsregierung trotz
zahlreicher Anregungen praktisch versagt hat.

Zur Erfüllung dcr sozialen Aufgaben unserer Zeit ist
die vollste Gleichberechtigung aller Staatsbürger erforder¬
lich. In Ansehung Kiefer Tatsachen sordcrt daher dic

Generalversammlung die Aufhebung des Reverses."

Gewerkschaften und innere Parteifragen. Mitte

Juli tagte cinc Konferenz der Angestellten des Schuh¬
mach e r v c r b a n d e s. Unter anderem wurde auch die

Frage, wie nm besten der gegenwärtige Streit in der so-
zialdemokrntischeu Partei von den Gewerkschaften fern¬
gehalten iverden kann, erörtert. Einmütigkeit herrschte
bci allen Teilnehmern darüber, daß es sür die Gewerk¬

schaften eine große Schädigung sein würde, wenn dieser
Streit in dic Gewerkschaftsinstitutionen hineingetragen
würdc. Jcdcm Vcrsuch, gleichviel von welcher Seite ein

solcher unternommen würde, soll in entschiedener Weise
entgegengewirkt werden. Das Resultat dieser Beratung
wurdc in nachstehender Entschließung niedergelegt:

„Die am 19. Jnli iu Frankfurt a.. M. tagende Konfe¬
renz dcr Angcstclltcn des Zentralverbandes der Schuh¬
macher ^Vorstands-, Bczirks- und Ortsbeamten) hat nach
einer ausgiebigen Aussprache insoweit Stellung zu dem

in dcr sozinldemokratischen Partei ausgebrochenen Kon-

slikt genommen, nls sic dcnsclben auss tiefste beklagt. —

Ohne sich irgendwie in den Konflikt einzumischen, spricht
die Konferenz die Erwartung aus, daß bei allen an dcn

Differenzen Beteiligten die Einsicht die Oberhand gewinnt,
daß cs ein Unglück für die Arbeiterklasse sein würde, wenn

cine Spaltung oder Zersplitterung der Partei die Folge
dieses Konflikts wäre. — Die Meinungsfreiheit ist ein

Palladium der Partei und gewährt jedem Mitglicd die

Möglichkeit, seine Anschauungen innerhalb des Rahmens
der Partei züm Ausdruck zu bringen. Dieses höchste und

heiligste Recht soll keinem Mitglied, solange cs aus dcm

Woden des Programms steht, beschränkt wcrdcu. — Als

Gewerkschaftler haben lvir ein großes Interesse, daß die

Einheit der stärksten Vertretung in, dcn Parlamenten, nicht
gcfährdct wird. — Vor allein habcn wir als Gewerkschaft¬
ler die Gefahr abzuwehren, daß dcr Parteistreit aus die

Gewerkschaftcn übergreift. Es wird deshalb 'allcu unseren

Angestellten uud Bevollmächtigte» der. Zahlstellen zur

Pslicht gemacht, jeden Versuch zurückzuweisen, der unsern
Vcrband in diescn Streit vcrwickcln könntc. . . ."

Diese Resolution unterscheidet sich sehr von der Kund¬

gebung der Vorstandsvertreter und vor allem auch von der¬

jenigen der Generalkommission der Gewerkschaften. ^ Ein

sozialdemokratisches Blatt, der „Volksbote" in Stettin,

schreibt unterm 28, Juli:
„Wir halten die Stellungnahme der Angcstelltcn des

schuhmacherverbandcs zu dcn schwebenden Partcifragen

für sehr vernünftig. Schr richtig wird gesagt, daß nur

innerhalb des Rahmens der Partci die Meinungc» gcklärt
werden dürfcn. Im schärfsten Widerspruch mit dieser An¬

sicht stellten sich aber schon bald nach Ausbruch des Krieges
und bis auf deu heutigen Tag dic ineisten Gcwcvkschafts-
blätter, allcn voran die Organe der größten Verbände, in¬

dem sie nicht rcin informatorisch dic Parteidiffcrcnzen be¬

handelt haben, sondcrn sich zum ausschließlichen Tummel¬

platz dcs Streites dcr Partcimeinringen, sogar iir gänzlich

einseitiger Weise, machten. Wie' auf Kommando setzten in

dcn Gewcrkschaftsblättern die Erörterungen ein, nachdem
den Parteizcitungcn die Rute der , Zensur auf den Re¬

daktionstisch gelegt nnd dcr größte Tcil der Parteigenosscn-

fchaft durch feine Einberufung gleichfalls mundtot gemacht
ivordcu, war. Dic Schuld dafür, daß die Partcidisfcrenzcn

auch dic Geschlossenheit dcr Gewerkschaftsbewegung gefähr¬
den, trägt die Gcwerkschaftspresse in crstcr Linie. Die

Generalversammlung dcr Metallarbeiter hat das uoch recht¬

zeitig erkannt und Vorsorge getroffen, um das Unheil ab¬

zuwenden."

25 Jahre Verbandsvorsitzender im Ziminerer-
verbande. Am I.Juli konnte dcr Vorsitzende des Zimmerer-
verbandcs Fritz Schröder auf cinc 25jährigc Tätigkeit

zurückblickcn. Vorhcr Vorsitzender dcr Zahlstelle Hamburg,

wurde er auf dem zu Pfiugstcn 1899 in Frankfurt a. M.

tagenden Handluerkcrtag zum Vorsitzenden gewählt. Die

ersten Jahre seines Wirkens als Vorsitzcndcr standcn im

Zeichen cincr Wirtschaftskrise, Daher kam es, daß trotz dein

Fall des Ausnahmegesetzes nnd der damit verbundenen Be¬

seitigung der gröbsten Fesseln derGctverkschastsvcwegung die

Mitglicdcrzahl zurückging. Hicr galt es mit frischer agita¬

torischer Kraft einzusetzen, Dcr Verband wuchs denn auch
bald zuschcuds nntcr dcr Leitung Schradcrs. Vor

25 Jahrcn 14 596 Mitglieder in 243 Lokalvcrbänden, zählt
der Zimmercrverband im 2. Quartal des Vorjahres in

821 Zahlstellen 62 673 Mitglieder. Jn diesem Aufstieg steckt
viel agitatorische Arbcit. Noch mchr aber in der Führung
der vielen Lohnkämpfe, der Abwehr- und Angriffsmaß¬

nahmen gegen die nicht allezeit friedfertigen baugcwerk-

lichen Unternehmerverbände. Und als dann rn späteren

Jahren dic internationalen Beziehungen der Gewerkschaften
immer regere wurden, schloß auch der ZimWörervedband
das Bruderband der internationalen Solidarität^ um die

ausländischen Berufsorganisationen. Fritz Schröder wurde

1903 zum internationalen Sekretär ernannt. Ein an Er¬

fahrungen, Mühen und Arbeit reiches Leben, von dem das

Vcrbandsorgnn der „Zimmerer" treffend sagt:

„So blickt der mit der Zeit grauköpfig gewordene Acht-

undfünfzigjährige heute auf eine zweiunddreißigjähriae

Mitgliedschaft im Verbände und ein vor 25'Jahren be¬

gonnenes Wirken als Vorsitzender desselben zurück, hat

außer dem Zimmcrerkongreß 1899 in Gotha vorn achten

Handwerkcrtage an alle späteren Generalversammlungen
des Verbandes als Leiter, allen Gewerkschaftskongrefsen
als Delegierter beigewohnt und auf vielen Verbandstägen

ausländische Bruderorganisationen die Vertretung des Ver¬

bandes innegehabt. Reich an Erfahrungen über Vor¬

kommnisse innerhalb der. Arbeiter- und Gewerkschafts¬

bewegung kann Fritz Schrader somit von sich sagen, daß sein
Name, außer mit der Zimmererbewegung, mit der Gewerk¬

schaftsbewegung im allgemeinen eng verknüpft ist."

Anzeigen der Ortsgruppen.
Die Mitglicdcr wcrdc» um zahlreiche Beteiligung an den

Veranstaltungen gebeten! ^

Serlin Jugendsektion. Mittwoch,'den 4. August, abends Uhr,
- „Jnduslric-Festsälc", Bcuthstr, 20, Tagesordnung: 1, Vor¬

trag des Kollegen W, Rodominsli, 2, Seltionsangelegen-

heilcn, 3, Verschiedenes, Näheres im „Mitteilungsblatt".

Berstcherungsscltion, Mittwoch, den 4. August, M llhr abends,

.. „Jndnftrie-Feltsäle". Bcuthstr, 20. (Tagesordnung wird

durch besondere ^
Einladung bekanntgegeben,)

Bezirkssitzungen finden statt:
, Die nachstehend angekündigten Bezirkssitzungen sollen nach be¬

hördlicher Anordnung um 11 Nhr geschlossen werden: es wird daher
um pünktliches Erscheinen gebeten.

Mittwoch, den 4. August, abends 8V2, Uhr:
°

Bez, Adlershof uud Umgegcnd. „Genossenschafts-WirtshauS",
Adlershof, Helbigstrabe 21, 1. Vorlrag, 2, Verbandsange¬

legenheiten, 3. Verschiedenes. — Nachdem: Gemütliches

Beisammensein,

Bez, WcstcN'Schöneberg.Fricdenau-Wilmcrsdorf. Schöneberger
Schioszbraucrci, Schöneberg. Hauptstraße 121, 1. Vortrug,
2, Verbandsangelegcnhciten. 3, Verschiedenes. Geselliges
Beisammensein.

Donnerstag, den 5. August, abends 3^ Uhr:
Bez, Nord!» I (Rosenthaler Viertel. Gesund¬

brunnen), Lokal Osw, Berliner, Brunnenstrasze 140,

1, Vortrag, 2, Verbandsangelegenheiten, 3, Verschiedenes,
— Nachdem: Gemütliches Beisammensein,

Bez, Norde» U (Schönhauscr V 0 rstadt), Genossenschafts-
Wirtshaus. Stargarder Straße S, . 1, Vortrag des Herrn
Tr, Hermann Tunckcr über: „Der Kamps um die Welt¬

anschauung". 2. Verbandsangelegenheiten. 3, Verschiedenes,
— Nachdem: Gemütliches Beisammensein,

Jeden 3, Mittwoch im Monat Funktionär-Sitzung,
Genossenschafts-Wirtshaus, Stargarder Straße 3.

Bez. Nordcn III mit Rcinickcndorf-West-Tegel (Wedding),
„Phnrus-SSle", Müllcrsir. 142. 1, Vortrag. 2, Geschäft¬
liches, 3, Verschiedenes,

.

— Nachdem: Gemütliches Bei¬

sammensein, Jeden Dienstag zwanglose Zusammenkunft im

Restaurant von Sachs, Zinnowitzcr Sirasze.

Bez, Nord.Wcst. „Arminius-Hallen", Bremcr Straße 70/71 (am

Arminiuspiatz). l. Vortrug, 2, Verbandsangelegenheiten.
3^ Verschiedenes, — Nachher: Geselliges Beisammensein,

Bez, Nord.Ost. Restaurant Otto Pcrlvwitz, Am Fricdrichshain S,

1, Vertrag, 2,' Gcschästlichcs, 3, Verschiedenes. — Nach¬
dcni: Geselliges Beisammensein,

Bcz, Osten,' „Andreas-Feslsäle", Andreassir. 2t. 1, Lichtbilder-
Vortrng dcs Herrn tränier vom Arbcitcr-Wanderbund „Die

Naiursreinidc" über: „Dic vicr Jahrcözcitc» in dcr Mari

Brandenburg". 2. Geschäftliches, 3, Verschiedenes. Güste
willkommen,

Bcz, Siid.Wcst und Sude». „Rcstaurant Lcncktturm", Fontnnc-
promcnnde 18, Eckc Blücherstraßc. 1. Vortrag. 2, Vcr-

bandsangelcgcnheitcn. — Nachher: Gemütliches Beisammen¬
sein,

Bcz, Neukölln. „Passane-Festsäle", Bcrgstr. 1S1/152, 1. Bortrag.
2, Vcrvnndsangclegenhcitcir, und Bezirksaiigclcgcnhciteii.
3, Vcrschicdcncs,

Bez, Charlottcnburg. '„Volkshaus", Nosinenstr. 3 (Eingang vorn
durchs Lokal, Rczitationcii. Geselliges Beisammensein.
Gästc willkommen!

Bez, Stcglitj.Grosi.Lichtcrfeldc.Lankwit,. „Hotel Steglitzcr
'

Hof", Sicgiitz, Bcrliinckcstr. iL (großer Saul). 1. Bortrag
2. Gcschästliches. 3. Verschiedenes. , .

Bez, Kaklshorst.Oberschöiicweide-Cöpcnick.Friedrlchshage», Restau¬
rant Jungklaus, Cöpcnick/ Borginnmi-, Eckc Parisiusstraßc.
1. Vorlrag, 2, Diskussion, 3, Geschäftliches, 4, Verschie¬
denes, — Nachhcr: Gemütliches Beifamnienscin,

, Bez, Rcinickciidorf.Ost, Mertcns, Sccstr. 3, 1. Vvrtrag, 2. Ver-

bandsnngelegcnheitcn, 3. Geschäftliches, 4. VerfchiedcncS.

' : Bez. Treptow-Baumschulenuicg. Schultheiß-Restaurant (Jnh.
Otto Ocsterwitzi, Trcpiow, Elsenstr. 08. 1. Vortrag, 2, Vcr-

., bandsaiigclegeuhcitcn, 3, Verschiedenes,

,Bcz, Tempelhof.Maricndorf. Rcstaurant Henning, Tcmpelhof,
Fricdrich-Wilhcim-Straße 3S. 1. Vortrag, 2. Verbands-

migclegenheilcn,
Bez, Pankow. Restaurant Schultheiß (Kopath), Pankow, Mühlen,

straßc 12. 1. Verbandsangelegenheiten. 2. Vortrag. 3. Ver»
schicdcncs.

Bcz, Lichtcnbcrg.Bokhagcn.Rummelsburg. Restaurant Logen-
Kasino, Knorrpro,nc„adc 2, 1, Geschäftliches, 2. Ver¬

schiedenes. — Nachhcr: Geselliges Beisammensein.

Freitag, dcn 6. August, abends 8V2 Uhr:
Bez. SUd.Ost. „Rcichcnbcrgcr Hof", Neichenbcrgcr Strasze 147,

Rczitationcii, Musikalische Unterhaltung. Bezirksange»
Icgcuhcikcn, Vcrschicdcncs,

. Bez, Wriszenscc. Restaurant Frcutz, Berliner Allee 2SS, Ecke

Lchderstraßc, 1, Vortrng, 2, Vcrbandsangclcgcnhciten.
3, Verschiedenes. — Nachdem: Gemütliches Beisammensein,

Kriegs-MtttfiützungsKasse
des Zentralverbandes der Handlungsgehilfen.

17. Ausweis.

Eingegangen bei der Hauptkasse:
Bisher ausgewiesen: 2SS97.90 Mk

Ortsgruppc Mainz, 7, Rate 200,— „

„ Hamburg Il,— „

Chcmnitz, 17, Rate . 1W,S0 „

Hamburg . Z2,«ll „

Königsberg i, Pr,, S, Rate so,— ,

„ Hamburg 22,—
Ricsa, 0. Rate 233,80 „

Zahlstelle Wismcir , . , 18,—

„ Grofzcnhnin , 24,— „

Wisinar 19,50 ,

„ ffinsicrwalde , . 10,— „

Ilmenau . 20,—

AngesteWo der Hauptgeschäftsstelle 2»,— „

F, Peichmann, Stralfund '. . g,—

Angestellte dcr Hauptgcschäftsstellc ZS,— „

A, Pohl, Freiemvaldc , , , 3,— „

27SS0,20 Mk,

Redaktionsschluß sür die nächste Nummer dcr Handlungsgehilfen-
Zeitung:

IS. August, morgens.

Zusendungen an die Redaktion sind zu adressieren:

liiedaktion dcr „Handlungsgehilscii.Zeitung",
Bcrlin <5. 25, Landsberger Straße 43/47.

Die WKssürsorge,
Gcwerkschastlich^enossenschastliche Versicherungsanstalt

in Hamburg, gibt jedermann Gelegenheit, Lebeiisversicherungen
bis zu. iso« Mk, abzuschließen. Bei Sparversicherungen ist diesc
Grenze nicht gesetzt. Auch kann der Versicherte zu seiner Kapital-
vcrsichcrung bis zu 1500 Mk, cine Sparvcrsicherung nehmen und durch

fortgesetzte Einzahlungen sciiic Versicherungssumme ständig steigern.
— Das Aktienkapital von 1 Million Mark — eingezahlt von den

Gewerkschaften- und Genossenschaften — wird nur mit 4 Proz, ver¬

zinst, Gewinnbeteiligung dcr Aktionäre, Aufsichtsrats- und Vorstands-
mitgliedcr ausgeschlossen: der gesamte Uebcrschuß nur dcu

Versicherten! Vcrsichcrungsgcbict: Das Dcutschc Reich, An

nllcn größeren Orten eigne Rechnungsstellen unter Kontrolle dcr

Gewerkschaften und Genossenschaften, Halbmonatliche Prämienzahlung
don 30 Pf, an. Günstige Versichern ngsbed i n g u n g c n.

Kein Verfall von Versicherungen, Bei Nichtwciierzahlen der Prämien
llmwandlliug in cine Sparvcrsicherung oder prämicnfrcic Vcrsichc¬
rung, Rllckknufsmöglichleit, Sosort Gewinnbeteiligung
mit Ausnahme bei Spnriiersicherung. Sieben Tarife, Tarif 1:

Versicherung auf dcn Todesfall mit abgekürzter Prämienzahlung,
Die Versichcriingssumme wird mit dcn angesammeitcn und um

3>,^ Proz, Zinseszins vermehrten Gewinnanteilen beim Todc, spätestens
beim SS, Lebensjahr ausgezahlt. Vom SS. Lebensjahr ab erhöht
sich die Versicherungssumme außerdem noch um jährlich 3>,i> Proz.
ginseszins. Tarif 2: Versicherung auf den Todes- und Er-
I e b e n s f a 11 auf die Dauer von IS, 20, 2S, 30, 3S und 40 Jahren.
Prämienzahlung bis zum Ablaufe der Versicherung, Tarif 3: Vcr-

stchernng auf den Todes-, und Erlebensfall mit zehn¬
jähriger Prämienzahlung, Tarif 4: Kindervcrsichcrung,
vcrbundcn mit Konsirmations-, Militärdienst- und Anssteuerbersiche-
rnng. Tarif S: Sparversicherung (Volksversicherung mit

zwangloser Prämienzahlung), Tarif Sii: R i s i k 0 v c r s i ch e r u n g

mit fallender Versicherungsprämie (nur in Verbindung mit Tarif S

znlässig), Tarif S: Kindcrsparversicherung mit zwang¬
loser Prämienzahlung. — Asskunft bereitwilligst bei allen Rcchnungs-
Itcllen, bci allen Vertraucnsleuteu der Gcwerrfchastcn und bci dcn

Vorständen dcr Konsumvereine, Daselbst auch Prospekte,

«onsümgenolsenschastliche Kuntttchaii.
Organ ckes ^entralverbanckes unck cker SroKeinKsufS'

SekeMciM ckeutkcher »snkumuereine. Hamburg.
Die „Konsumgenosscnschaftllche Rundschau" erscheint wöchentlich

28 bis 40 Seiten stark und ist das führende Fachblatt der deutschen
KonsumgenossenschaftsScwcgung.

Im Inseratenteil enthält dcr Arbeitsmarkt beständig zahlreiche
Stellenangebote und Gesuche, Der Preis dcr Jnscratc bcträgt 30 Pf.
für die vicrgespaltene Petitzcile: Abonnementspreis durch die Post
bezogen 1,SS MI/ vierteljährlich. Zum Abonnement ladet ergebenst ein

verlagsgekelttchas. ckeutkcher «onkumvereine m. b. ß.
ßamburg 5, Keim 5trohhauke Z8.

Verlag: Zentralverband der Handlungsgehilfen (O. UrbanZ, Berlin. — Druck: Vorwärts Buchdruckerei und Verlagsanstalt Panl Singer K Co., Berlin S'W. 68.


